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 Siedlungsstrukturen 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Sehr 
geehrte Vertreterinnen der Landtagsverwaltung und der Ministerien, sehr geehrte Da-
men und Herren Sachverständige und sehr geehrte Zuschauer zu Hause an den Über-
tragungsgeräten, ich begrüße Sie ganz herzlich zur 9. Sitzung der Enquetekommission III 
„Wasser in Zeiten der Klimakrise“. 

Diese Sitzung gliedert sich in einen öffentlichen und einen nichtöffentlichen Teil. Im 
öffentlichen Teil findet eine Anhörung statt.  

Sehr geehrte Damen und Herren Sachverständige, im Namen der Enquetekommission 
möchte ich Ihnen meinen ganz herzlichen Dank für Ihre heutige Teilnahme und für die 
bereitgestellten Stellungnahmen aussprechen. Aus zeitlichen Gründen ist es nicht vor-
gesehen, dass die anwesenden Sachverständigen ihre schriftlichen Stellungnahmen 
in einem Eingangsstatement noch einmal mündlich zusammenfassen. Vielmehr gehe 
ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stellungnahmen gelesen und 
ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die Sachverständigen richten, um ein-
zelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

Zunächst wird eine Fraktion ihre Frage an einen Sachverständigen richten und die 
angesprochene Person kann dann unmittelbar darauf antworten. Für die Beantwortung 
einer Frage stehen maximal drei Minuten zur Verfügung. Anschließend folgt die 
nächste Frage der nächsten Fraktion. Die sachverständigen Mitglieder der Enquete-
kommission haben ebenfalls das Recht, Fragen zu stellen. Sie werden jeweils auf die 
betreffende Fraktion angerechnet. 

Stephan Wolters (CDU): Recht herzlichen Dank an alle Sachverständigen, die heute 
den Weg zu uns gefunden haben oder sich zugeschaltet haben, um an dieser Sitzung 
teilzunehmen und uns Auskunft zu geben. 

Herr Mildenberger, welche Smart-City-Technologien können uns in dieser beschriebe-
nen Situation unterstützen? Können Sie uns vielleicht einige dieser Beispiele nennen 
und erläutern, wie so etwas funktionieren kann? 

Christian Mildenberger (NRW.Energy4Climate): Bei Smart-City-Technologien geht 
es vor allen Dingen um intelligente Informations- und Kommunikationstechnologie, um 
Sensoren und Messtechnik, die in der Stadt verbaut werden, um auf gewisse Zustände 
in der Stadt schneller in Echtzeit reagieren zu können. Das heißt vor allen Dingen in 
unserem Bereich „Wassermanagement“, dass wir Wettervorhersagen integrieren – zum 
Beispiel zu Regenereignissen und Starkregenereignissen – und dann auf Grundlage 
intelligenter Mess- und Schalltechnik schneller regeln können. Das gilt zum Beispiel 
gerade in der Kanalisation und bei Regenvorhaltebecken. 

Klassische Beispiele für Smart-City-Technologien finden sich aber auch im Bereich 
„Mobilität“, also intelligente Ampelsysteme oder vernetzte Parkplatzsysteme. Damit 
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kann einerseits die Akzeptanz in der Bevölkerung für diese Technologien erhöht wer-
den, wenn sie jeden Tag einen direkten, klassischen Nutzen haben, zum Beispiel in 
der Mobilität, aber auch im Bereich des Wassermanagements, wenn die Ereignisse 
sehr viel besser vorhergesagt werden können und sehr viel schneller darauf in Echtzeit 
reagiert werden kann. 

Das Problem ist, dass wir bei den personellen Ressourcen häufig Engpässe haben. 
Intelligente Systeme können dann automatisiert darauf reagieren und ein intelligentes 
Wassermanagement anstoßen. Zum Beispiel können bei Starkregenereignissen ge-
wisse Überflutungen an Stellen eingeleitet werden, wo sie unkritisch sind, und sie kön-
nen da vermieden werden, wo sie kritisch sind.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Auch von mir ein herzliches Dankeschön für Ihre groß-
artigen Stellungnahmen, die sich in vielen Teilen deutlich überschneiden. Das war 
schon sehr auffällig. 

Ich möchte gerne an den Aspekt „Smart City“ von Herrn Professor Mildenberger an-
schließen. Herr Professor Henrichs, Sie haben uns in den Fragen 10 bis 12 über die 
Digitalisierung und über die digitalen Tools, die uns helfen können, aufgeklärt. Sie ge-
hen insbesondere auf den digitalen Zwilling ein. Welche Daten haben wir schon? Wel-
che Lücken bestehen aber auch? Was sollten wir schließen, um möglichst schnell die 
Digitalisierung für uns nutzen zu können?  

Prof. Dr. Malte Henrichs (FH Münster [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank für die 
Einladung und für die Gelegenheit, als Sachverständiger Stellung beziehen zu dürfen. 
Wir haben sehr viele Daten; das muss man ganz klar sagen. Auf Landesebene – ge-
rade durch die Erstellung im LANUV, bzw. seit dieser Woche LANUK – sammeln wir 
mit dem Hochwasserportal sehr viele Informationen über Pegel. Wir haben wirklich ein 
ganz ausgezeichnetes Niederschlagsmessnetz, also am Boden gebundene terrestri-
sche Stationen, mit denen wir bereits viele Daten bekommen. 

Der Kollege Mildenberger hat es gesagt: Es geht darum, diese Informationen mehr 
und mehr zu vernetzen. Wir können es schaffen, mithilfe der terrestrischen Nieder-
schlagstationen in Kombination mit Radarvorhersagen des DWDs noch besser zu wer-
den, auch in Kombination mit KI und Machine Learning. Es liegt eine riesige Chance 
darin, dass wir da besser werden und zu einem besseren Schutz unserer Infrastruktur 
kommen, indem wir diese konvektiven Sommerereignisse, also die Starkregenereignisse 
in ihrem Verlauf, aber auch in der Örtlichkeit, wo sie auftreten, besser vorhersagen. 

Ein Kernproblem sehe ich darin, dass wir unfassbar viele Daten haben, sie aber nicht 
vernetzt kriegen. Das Land Nordrhein-Westfalen und das LANUK haben ein eigenes 
Messnetz. Die gesamten Kommunen und die Verbände der Wasserwirtschaft nehmen 
alle Daten auf. Es muss uns einfach gelingen, wie Herr Mildenberger es gesagt hat, 
intelligente Systeme daraus zu machen. Und das schaffen wir nur, wenn wir diese 
Informationen zentral sammeln, wenn wir Schnittstellen, APIs, haben und das zentral 
hinbekommen. 
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Genau an dieser Stelle geht der digitale Zwilling mit der ganzen Thematik einher, wenn 
wir mit Niederschlagsdaten, mit Niederschlagsprognosen Modelle nicht nur für die 
Städte, sondern auch für Flussgebiete steuern und da Starkregen vorhersagen kön-
nen. Wenn wir es auf Trockenheit und Dürre beziehen, sollte das natürlich auch mehr 
und mehr mit Fernerkundung und mit Satellitendaten gekoppelt werden. 

Es muss uns einfach gelingen, die vorhandenen Daten auszunutzen, die Stationen gut 
zu betreiben, die Mittel bereitzustellen und länderübergreifend, kommunenübergrei-
fend, betreiberübergreifend zu guten Datenbanken zu kommen. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Herr Dr. Siekmann, Sie fordern einen integralen Abstim-
mungsprozess für die Klimafolgenanpassung. Mit welchen Herausforderungen haben 
Sie bis jetzt Erfahrungen gemacht und wie konnte man diese lösen? 

Dr. Marko Siekmann (PFI Planungsgemeinschaft): Wir haben gerade gehört, dass 
wir mit digitaler Technik, Vorhersagen treffen und mit dem digitalen Zwilling vielleicht 
schnell reagieren können. Aber Anpassung findet letztendlich in der Kommune statt, 
mit allen verschiedenen Fachdisziplinen, sei es die Planung, seien es die Tiefbauäm-
ter, die Straßenbaulastträger, die Grün- und Freiflächen und vielleicht auch der Bereich 
„Soziales“. Schulen etwa sind wichtige Akteure für die kommunale Anpassung. 

Es geht darum, einen integralen Prozess von Anfang an konsequent zu starten. Wenn 
das nicht gelingt, arbeitet man sektoral nebeneinander her und schafft zum Schluss 
die Anpassung in den Projekten nicht mehr, weil jeder zwar sein Projekt zum Schluss 
fertig hat, diese aber nebeneinander und nicht übereinander liegen. Deswegen ist die-
ser integrale Prozess von herausragender Bedeutung, um Klimawandelanpassung ge-
nau für diesen Sektor umzusetzen.  

Dietmar Brockes (FDP): Auch seitens der FDP-Fraktion herzlichen Dank für Ihre Teil-
nahme und dafür, dass Sie die Anhörung mit Ihren Stellungnahmen bereichert haben.  

Herr Professor Kaiser, wir haben in der letzten Anhörung zum Thema „Schutz vor 
Wasser“ über die Überlastung der unterirdischen Infrastruktur gesprochen. Dies sollte 
mit eingeplant werden, weil man die Infrastruktur nicht auf alle Niederschläge ausge-
richtet planen und bauen kann. In einigen Stellungnahmen wurde gefordert, dass die 
unterirdische Infrastruktur erweitert wird, um deren Überlastung zu verhindern. Für wie 
sinnvoll und umsetzbar halten Sie die technische Erweiterung der unterirdischen Infra-
struktur? Wie teuer wäre der großflächige Umbau der Kanalnetze im urbanen Raum?  

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Vielen Dank für die 
Einladung. Natürlich gibt es aus hydraulischen Gründen Bedarfe, unterirdische Infra-
struktur auszubauen. An mancher Stelle reicht die Leistungsfähigkeit, die Durchleitung 
nicht. Es gibt aber auch bauliche Gründe und Alterungsprozesse, die eine Anpassung 
und eine Erweiterung bzw. einen Ausbau erforderlich machen. Der geschieht auch und 
wird über Gebühren finanziert, manchmal vom Land bezuschusst. 
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Aber bezogen auf die Herausforderungen, denen wir in Zeiten des Klimawandels ge-
genüberstehen, ist das allein keine Entwicklungsperspektive. Ganz im Gegenteil: Wir 
müssen zusehen, dass die unterirdische Infrastruktur nicht allein von diesen großen 
Starkregenereignissen belastet, sondern dass sie schon vorher durch dezentrale Maß-
nahmen entlastet wird. Das demonstrieren wir im Emscher-Gebiet seit 30 Jahren. Das 
war auch notwendig, um den Emscher-Umbau überhaupt zu realisieren. 

Das bedeutet, Abflüsse befestigter Flächen dezentral zu bewirtschaften, sie von den 
in der Regel Mischwasserkanalnetzen abzukoppeln und damit eine unterirdische Ent-
wässerungsinfrastruktur bewirtschaften zu können, die leistungsfähig für die alltägli-
chen Regenereignisse ist, die aber auch gewappnet ist für große Regenereignisse, 
deren Abflüsse dann aber dezentral zu bewirtschaften sind. In Anlehnung an Herrn 
Siekmann ist also ein integraler Ansatz erforderlich. 

Wie viele Milliarden das in die eine oder in die andere Richtung kostet, kann ich jetzt 
nicht sagen, aber sowohl hinsichtlich der Kosten als auch betrieblich ist eine solche 
integrale Herangehensweise der richtige Ansatz.  

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank an die Sachverständigen für die eingereichten 
Stellungnahmen. 

Herr Dittus, Sie haben in Ihrer Stellungnahme auf die Widersprüchlichkeit beziehungs-
weise Unvereinbarkeit der städtebaulichen Ziele „Nachverdichtung“ und „Entsiege-
lung“ abgehoben. Könnten Sie diesen Widerspruch noch einmal genauer ausführen 
und vielleicht einen möglichen Ausweg aus diesem Zielkonflikt aufzeigen?  

Jörg Dittus: Wenn man politisch dafür ist, eine Entsiegelung zu betreiben, dann kann 
man nicht gleichzeitig auch dafür sein, den urbanen Raum weiter nachzuverdichten, 
weil das einfach sehr widersprüchlich ist. Wenn ich entsiegelte Flächen erzeugen 
möchte, muss ich dafür Sorge tragen, die Verdichtung nicht weiter voranzutreiben, 
oder vielleicht sogar auch Maßnahmen ergreifen, das Ganze zu entflechten und den 
urbanen Raum weiter zurückzubauen und weniger Bevölkerung im urbanen Raum an-
zusiedeln.  

Stephan Wolters (CDU): Der Überbegriff meiner Frage ist wie so oft und in anderen 
Bereichen auch das Thema „Bürokratie“. Auch hier haben wir es in der Umsetzung mit 
vielen planungsrechtlichen Dingen und mit bürokratischen Hemmnissen zu tun. Meine 
Frage zielt in Richtung der bis dato bekannten und laufenden Genehmigungsverfah-
ren. Diese Prozesse sind oft aufgrund ihrer Langwierigkeit und ihrer im Hinblick auf 
Prüfungen und Dokumentationspflichten großen Komplexität sehr umfangreich. Herr 
Siekmann, ich bitte um einige Anmerkungen dazu, ob es Möglichkeiten der Vereinfa-
chung und der Beschleunigung gibt. Ich wollte jetzt nicht wieder den Begriff des Büro-
kratieabbaus nutzen.  

Dr. Marko Siekmann (PFI Planungsgemeinschaft): Vielen Dank für die Frage zur 
Bürokratie bzw. zur möglichen Beschleunigung von Planungsprozessen und von Ge-
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nehmigungsvorhaben. Mir schwebt da ein sehr komplexer, vollständiger, integraler An-
satz vor, denn Genehmigung ist ja auch Ermöglichung von Prozessen. Wenn ich Ge-
nehmigung und Genehmigungsplanung sehr früh in einen Prozess einbinde, habe ich 
die Chance, schon ganz am Anfang auch genehmigungsrelevante Dinge mit abzustimmen. 

Ich glaube nicht, dass man das signifikant verkürzen oder verschlanken muss, aber 
man muss es konsequenter anwenden, nicht mal ja und mal nein. Wenn ich mit integraler 
Planung beginne, mich auf den Weg mache, einen Planungshorizont vielleicht von fünf 
bis sechs Jahren vom eigentlichen Entwurf bis zur Umsetzung der Maßnahme im Kopf 
habe und von Anfang an, je nachdem, was für ein Verfahren ich brauche – im großen 
Wasserbau größere Verfahren, Planfeststellung oder Plangenehmigungsverfahren, 
bis hin zu den kleineren wasserrechtlichen Verfahren –, wenn ich von Anfang an ab-
stimme, wie so etwas gehen kann und wohin ich will, dann kann eine Genehmigungs-
behörde auch rechtzeitig Hinweise dazu geben, was sie von einer Unterlage erwartet. 
Diese muss man vorlegen, und man muss natürlich auch ein bisschen dokumentieren. 
Dann muss es aber auch gut sein. 

Wenn man das dann am Anfang abgestimmt hat, ist das auch eine Möglichkeit, wie 
Bürokratie oder auch Genehmigungsverfahren dazu genutzt werden können, konse-
quent Planung umzusetzen. Ich sehe Genehmigungsverfahren eher als Ermöglicher 
von Planung – aber nur bei konsequenter Anwendung – und nicht als Verhinderer von 
Planung. Es geht wirklich darum, von Anfang an gemeinsam an dem Ziel zu arbeiten 
und das vorab zu verabreden.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Wiechmann, Sie haben in Ihrer Stel-
lungnahme relativ fokussiert über die ökologischen Auswirkungen der grünen Sied-
lungsstrukturen berichtet. Könnten Sie uns bitte erläutern, was die Vorteile für Gesell-
schaft und Stadtentwicklung sind? Wir haben gerade noch gehört, dass Ansiedlung in 
Städten verhindert werden sollte, um zu entsiegeln. Aber das scheint ja zumindest 
nach dem, was wir bis jetzt wissen, hier Ruhrgebiet nicht möglich zu sein. Vielleicht 
könnten Sie darauf noch eingehen.  

Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (Technische Universität Dortmund): Vielen Dank 
für die Frage, die mir die Gelegenheit gibt, über das hinaus, was ich in meiner Stel-
lungnahme schriftlich einleitend deutlich gemacht habe, hinzuweisen, dass wir die Kli-
mafolgenanpassung und Politik nicht nur integriert zwischen den sektoralen Politiken 
denken müssen, sondern eigentlich in einem ganzheitlich nachhaltigen Ansatz der 
Stadtentwicklung auch die soziale und die ökonomische Komponente immer mitden-
ken müssen. Und das ist gar nicht unbedingt widersprüchlich. Da gehen viele Dinge 
auch Hand in Hand. 

Wir können es tatsächlich an dem – Kollege Kaiser hat es schon angesprochen – Em-
scher-Umbau im Ruhrgebiet, der ja wahrscheinlich das spannendste, größte Infra-
strukturprojekt der letzten Jahrzehnte in dem hier behandelten Themenkreis, nicht nur 
in Deutschland, sondern eigentlich in Europa ist, ganz gut belegen. Wir haben dort die 
Thematik „Wasser“ in einer Stadt in einer sehr spezifischen Konstellation, die aber 
nicht untypisch für viele Stadträume ist. Die Emscher war in diesem Industrierevier 
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über 150 Jahre der offene Abwasserkanal für Haushaltsabwässer und Industrieabwäs-
ser. Und die Emscher fließt nicht irgendwo durchs Ruhrgebiet, sondern da, wo es be-
sonders zu einer Kumulation von Nachteilen kommt, wo sozialschwache Quartiere und 
zurückgelassenen Quartiere sind, wohin man im Grunde – es gibt diesen Begriff der 
Bad Bank – ausgelagert und den Menschen dort quasi etwas zugemutet hat. 

Das ist aber nicht nur im Ruhrgebiet so. Die Stadtentwicklung im 20. Jahrhundert hat 
sich sehr stark vom Wasser und von den Flüssen abgewandt, hat das zu seinem Hin-
terhof gemacht und damit auch benachteiligte Quartiere geschaffen, wo sich Investiti-
onen kaum lohnten. Und das, was jetzt passiert ist, auch beim Emscher-Umbau, setzt 
eigentlich die Grundbedingungen, die Voraussetzungen für eine soziale und ökonomi-
sche Entwicklung. Insofern halte ich es für falsch, einen grundsätzlichen Widerspruch 
aufzumachen. Auch eine Entwicklung in diesen Räumen, auch ein wirtschaftliches 
Wachstum, auch die Ansiedlung von Bevölkerung, kann klimaangepasst erfolgen. Wir 
reden über Räume, wo es häufig auch Brachflächen und Leerstände gibt, wo man aber 
auch im Bestand – etwa bei einer Nachverdichtung – in die Vertikale nicht neu versie-
gelt, wo man Grünvolumen schaffen kann, indem man Dächer und Fassaden begrünt 
und die Stadt mit Wasserauffangbecken und Wasserspeichern sehr viel klimaange-
passter gestaltet. 

Insofern gehen dort häufig ökologische, soziale und ökonomische Interessen Hand in 
Hand. Man muss es nur von Anbeginn gemeinsam denken. Man muss Stadtplanung 
mit Wasserwirtschaft zusammendenken. Und das geht auch ein bisschen in Richtung 
„Bürokratieaufwand“: Wenn wir das von Anfang an zusammendenken, integriert den-
ken, dann bekommen wir auch sehr viel bessere Lösungen. Und das führt letztlich 
auch zu einer positiven Entwicklung.  

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Professor Kaiser, 
Sie schreiben, dass Maßnahmen zur wassersensiblen Stadtentwicklung – sagen wir 
mal Retention oder Versickerung – dazu führen sollten, dass eine Minderung oder so-
gar Befreiung von der Niederschlagswassergebühr erfolgt. In vielen Fällen sind aber 
Retentionsanlagen irgendwann voll, die Versickerungsfähigkeit des Bodens ist er-
schöpft, und es regnet trotzdem noch weiter. Das Wasser muss dann über Kanäle 
abgeführt werden. Das heißt, es kann dann nicht zu einer Reduzierung oder Befreiung 
von der Gebühr kommen. Was ist der häufigere Fall? Wie sind da Ihre Erfahrungen? 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Ich komme aus dem 
östlichen Ruhrgebiet, wo wir eher schwere Böden haben. Da ist es oft schwierig. Man-
che sagen: Da geht nichts. – Wir haben in den letzten 30 Jahren gezeigt, dass es in 
der Regel geht, wenn man früh diesen Aspekt auch in grundstücksbezogene Planun-
gen integriert. Wir kennen aber auch das westliche Ruhrgebiet. Da ist es sehr viel 
einfacher. Da geht es fast immer. 

Da wir beispielsweise in Dortmund diese etwas herausfordernde Situation haben, haben 
wir schon vor über 25 Jahren mit der Stadt gemeinsam überlegt, wie man diesen etwas 
auseinanderlaufenden Gegebenheiten gerecht werden kann. Wir haben gemeinsam mit 
der Stadt Dortmund eine Satzung entwickelt, die einen vollständigen Gebührenerlass 
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bei vollständiger Versickerung auf den Grundstücken zur Folge hat und damit natürlich 
auch Grundstückseigentümer motiviert, diesen Weg zu gehen. Der Kommune werden 
damit diese Lasten nicht mehr auferlegt. Da können also auch Infrastrukturkosten ein-
gespart werden; dann ist das eine vernünftige Konstellation.  

In den Fällen, in denen das nicht zu 100 % geht, also bei einem Bemessungsereignis 
oder bei länger anhaltendem Regen, gibt es dann die Möglichkeit, einen Drosselab-
fluss mit einer qualifizierten Drossel an das öffentliche System anzuschließen, sodass 
man das Wasser zurückhält, es aber auch loswerden kann. Die öffentliche Entwässe-
rungsinfrastruktur wird somit nicht schwallartig beschickt, sondern es gibt nach dem 
Regenereignis eine sehr starke Abflussdrosselung, und dafür gibt es in Dortmund eine 
Halbierung der Entwässerungsgebühr.  

Diese Wege sind gar nicht so neu; in Dortmund sind sie 25 und mehr Jahre alt. Auch 
in Bezug auf Dachbegrünung gibt es einen 30- oder 50-prozentigen Abschlag. Das 
heißt, die Frage ist nicht mehr, ob es geht oder nicht geht, sondern die Frage ist, wie 
es an dem jeweiligen Ort technisch und planerisch optimal geht und wie man das auch 
ökonomisch vernünftig abbilden kann. Wenn es eine Lastenaufteilung gibt, dann gibt 
es auch eine Aufteilung der Aufwendungen zwischen privaten Grundstückseigentü-
mern oder Unternehmen und dem Betreiber der öffentlichen Infrastruktur.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Kaiser, als Raumplaner sprechen Sie in Ihrer 
Stellungnahme von den kosteneffizientesten Maßnahmen der wassersensiblen Stadt-
entwicklung. Als kosteneffizienteste Maßnahme nennen Sie die Versickerungsmulde. 
Welche Herausforderungen kennen Sie aus Ihrer Praxis in der Implementierung von 
wassersensibler Stadtentwicklung? Welche wirtschaftlichen Vorteile bietet das, und 
wie sind da Mulden, Rigolensysteme und auch Baumrigolen kostenmäßig einzuordnen?  

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Zu den Kosten. Der 
große Vorteil von Mulden liegt nicht nur in der kostengünstigen Erstellung, sondern 
auch in der topografischen Zuordnung. Mit Mulden, die ich dezentral anordne, brauche 
ich wenig Ableitungsinfrastruktur. Das heißt, ich spare auch eine Menge an Geld. Ich 
kann sie optimal in Starkregenvorsorge einbinden, weil sie schon an der topografi-
schen richtigen Stelle Retentionsvolumen schafft. Und für den ganz großen Regen, 
der nicht alle 5 Jahre, sondern alle 20 Jahre stattfindet, gibt es dann vielleicht noch mal 
zwei Dezimeter mehr Anstau. Das sind die eigentlichen planerischen Synergieeffekte.  

Sie alle können sich denken, dass eine muldenförmige Vertiefung einer Grundfläche 
im Verhältnis zu Tiefbaumaßnahmen nicht allzu teuer ist. Daher rührt der große Vorteil 
dieser Mulden. Der Malus ist: Sie brauchen Platz, Fläche, und die ist nicht umsonst zu 
haben. Das heißt, da entstehen auch Kosten. Es ist die Herausforderung, vor allem im 
Planungsprozess, diesen Flächenbedarf an der auch lage- und topografiemäßig rich-
tigen Stelle zu sichern. Oft gelingt das nicht, weil im Planungsprozess die Primärnut-
zungen, die verfolgt werden, natürlich im Vordergrund stehen und solche Dinge nicht 
den richtigen Stellenwert haben. Das rächt sich oft, wenn die Erschließung nur mit 
teuren anderen Bauwerken oder auch gar nicht vernünftig zu realisieren ist.  
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Insofern ist das noch mal der Hinweis auf den integralen Planungsansatz von Herrn 
Siekmann, der erforderlich ist, um diesem Aspekt, der von den Nutzungsinteressierten 
nicht so gewürdigt werden kann, trotzdem richtig zu vertreten und zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Die teureren Systeme, die Sie angesprochen haben, Muldenrigolen und Baumrigolen, 
sind ganz vernünftig; die haben genau die gleichen planerischen Synergieeffekte. Sie 
brauchen aber unterirdische Ergänzungskomponenten. Diese sind teuer, und man 
muss sie anordnen, wenn die Bodenverhältnisse nicht so günstig sind, wie man sich 
das wünscht, und wenn der Verdichtungsgrad höher ist, das heißt, mehr Wasser auf 
weniger Fläche zu bewirtschaften ist. Wenn das aber der Fall ist, dann rechtfertigen 
sich diese höheren Kosten auch. Denn es geht ja nicht nur um Einfamilienhausberei-
che oder Gewerbegebiete, sondern wir haben auch in den Kernstädten die Aufgabe, 
wassersensible Siedlungsentwicklung zu betreiben. 

Insofern ist die Klaviatur der Kostengunst richtig, aber das gilt natürlich nicht für jedes 
Planungs- und Bauvorhaben, sondern es ist jeweils abzuleiten, was die richtige Tech-
nik am richtigen Ort ist.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dittus, Sie werfen in Ihrer Stellungnahme in der Ant-
wort auf Frage 13 die Frage auf, ob eine weitere Nachverdichtung überhaupt zwingend 
notwendig ist und dem steigenden Wohnraumbedarf nicht durch andere Maßnahmen 
begegnet werden sollte. Können Sie näher ausführen, warum es vielleicht gar nicht 
zwingend notwendig ist, nachzuverdichten? Welche anderen Maßnahmen schweben 
Ihnen vor?  

Jörg Dittus: Wir haben in der Bundesrepublik grundsätzlich ein Bevölkerungsschrump-
fen, und es besteht meiner Meinung nach kein Bedarf, in den Städten immer weiter 
nachzuverdichten und Leute weiter in die Städte zu locken. Fördert man den ländlichen 
Raum, führt das dazu, dass die Leute dort bleiben wollen und bleiben können und 
eben nicht in die Städte gehen müssen. Und wenn man nicht massenhaft Leute aus 
fremden Ländern importiert, dann besteht auch da nicht der Bedarf, weiter nachzuver-
dichten. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Jetzt muss ich mich doch mal dazwischenschalten. Ich bin 
Mitglied des Regionalrats Köln. Wir erstellen gerade einen Regionalplan. Die Stadt 
Köln wächst. Sie ist sehr jung. Sie ist eine Universitätsstadt. Und trotz aller Ansätze 
zur Nachverdichtung, von denen Sie sagen, dass sie nicht erforderlich sind, ist man 
nur in der Lage, etwa 40 % des zukünftigen Bedarfs abzubilden. 

Insofern frage ich mal Herrn Wiechmann als Raumplaner. Wir haben gerade die dritte 
Änderung des LEPs auf den Weg gebracht, wieder mit der Möglichkeit, auch die Orte 
unter 2.000 Einwohner, zum Beispiel entlang von linienhafter Infrastruktur – also bei 
uns im Kreis die Bördebahn und so weiter – zu entwickeln. Wir reden hier über resili-
ente Siedlungsstrukturen, über Smart City und so weiter. Am besten ist es natürlich, 
wenn ich in der Stadt Flächen brauche, dass ich sie nicht mit Wohngebäuden bestellt 
habe. Ich muss vielleicht auch anders damit umgehen. Ich kann auch überlegen, ob 
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ich unter den Mulden oder über den Mulden noch andere Nutzungen einbringe, Park-
flächen und so weiter. Auch das ist möglich. 

Wie schätzen Sie das ein bezogen auf die Effekte, die wir mit der LEP-Änderung ha-
ben, bezogen auf die Siedlungsstrukturentwicklung und auf den Beitrag der Siedlungs-
strukturentwicklung, aber eben auch auf die Sicherheit in den Städten, was Hochwas-
serereignisse angeht? 

Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (Technische Universität Dortmund): Das gibt mir 
die Gelegenheit noch mal auf die Zusammenhänge und auf mögliche Handlungsan-
sätze zu verweisen. Das Thema „Versiegelung“ hängt eng zusammen mit dem Thema 
„Flächenverbrauch“ oder, um es genauer zu sagen, mit der Umwidmung von Freiflä-
chen in Siedlungs- und Verkehrsflächen. In Deutschland insgesamt widmen wir jeden 
Tag 50 Hektar in Siedlungs- und Verkehrsfläche um. Das wird nicht alles versiegelt, 
aber natürlich werden viele Nutzungen, die für Wohnen, für Gewerbe, für Industrie oder 
für Verkehr dort vorgesehen sind, dann auch zu einer Versiegelung führen. 

Die tatsächlich sowohl absoluten als auch relativen Werte sind aber anders, als man 
sich das vielleicht generell vorstellen mag. Wir haben den größten Flächenverbrauch 
und die größte Zunahme an Versiegelung in ländlich-peripheren Räumen, nicht in den 
städtischen Ballungszentren, nicht in den groß wachsenden Zentren. Das heißt also, 
Wachstumsdruck, Bevölkerungswachstum oder Wirtschaftswachstum übersetzen sich 
nicht in Flächenversiegelung, sondern es ist weitgehend entkoppelt und in relativen 
Zahlen sogar genau umgekehrt der Fall, dass gerade dort, wo viel Leerstand ist, trotz-
dem noch viel versiegelt wird. 

Trotzdem haben wir es natürlich mit siedlungsstrukturellen Herausforderungen zu tun. 
Sie schildern es für Köln und für die gesamte Rheinschiene: In dieser Konstellation, 
gibt es einen enormen Druck auf den Wohnungsmarkt, auf den Gewerbemarkt, und 
da brauchen wir sehr flächeneffiziente Lösungen. Der neue LEP geht da in die richtige 
Richtung. Ich habe mich in einem Forschungsprojekt in der Region Bonn-Rhein-Sieg-
Ahrweiler mit regionalem Flächenmanagement beschäftigt, also in Regionen, die zu-
sätzlich auch durch die Hochwasserkatastrophe 2022 in besonderem Maße betroffen 
waren.  

Es geht beides: Es geht um flächenschonende Siedlungspolitik, die trotzdem Druck 
aus dem Wohnungsmarkt nimmt, indem neue Angebote geschaffen werden. Dazu ge-
hört eben auch Nachverdichtung; aber nicht Nachverdichtung, indem einfach wertvolle 
Ackerflächen mit Einfamilienhaussiedlungen besiedelt werden, sondern natürlich ver-
dichteter Wohnungsbau. Und die Art, wie die Architektur dann ausgeführt wird, hat 
extreme Auswirkungen darauf, wie sich das auch auf den Wasserhaushalt auswirkt. 
Es wurden in den Stellungnahmen – die stimmen da weitgehend überein – dazu viele 
Maßnahmen genannt. 

Aber wir müssen gerade in diesen wachsenden Ballungsräumen sehr zielgerichtet vor-
gehen. Dazu gehört natürlich auch, Verkehr und Siedlungsflächen zusammenzuden-
ken, auch im regionalen Ansatz und nicht nur kommunal. Einzelne Kommunen – weder 
die Stadt Köln noch die Nachbarkommunen – können das nicht lösen. Wenn man das 
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in einem regionalen Flächenmanagement angeht, dann haben wir durchaus die Mög-
lichkeit, das in Einklang zu bringen und sowohl für wirtschaftliches Wachstum und de-
mografisches Wachstum Raum zu schaffen als auch im Sinne des Klimawandels und 
der ökologischen Anpassung sinnvolle Strategien zu fahren.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Wiechmann, ich würde gerne bei Ihnen 
bleiben und die Diskussion um die Flächenversiegelung noch ein bisschen weiterfüh-
ren. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme von der Einführung einer Flächenversiege-
lungsabgabe, die Kommunen und Wasserverbände für die Finanzierung von Entsiege-
lungs- und weiteren Anpassungsmaßnahmen nutzen könnten. Wie würde die sozialver-
trägliche Ausgestaltung da aussehen? Könnten Sie dazu etwas sagen? 

Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (Technische Universität Dortmund): Gerne sage 
ich zu der Idee grundsätzlich etwas. Die Grundidee hinter einer Flächenversiegelungs-
abgabe, die sich auf Neubau, auf neue Versiegelung fokussieren würde, ist es, volks-
wirtschaftliche Kosten den Verursachern zuzuordnen, beziehungsweise anders gesagt 
fiskalische Anreize für nachhaltiges Bauen zu schaffen. 

Im Moment wird zwar über die Abwasserabgabe mittelbar ein Verhalten belohnt, näm-
lich die nicht notwendige Klärung von Abwässern, wenn etwas auf dem Grundstück 
versickert. Aber wir haben ansonsten bei Flächennutzern sehr viele externalisierte 
Kosten, die diese gesamte Thematik „Extremwetterereignisse, Hochwasserfolgen“ an-
geht. Durch Flächenversiegelung erzeugen wir im Grunde Kosten, die im Unterlauf 
entstehen. Diese werden letztlich durch den Steuerzahler getragen. Wir schaffen da 
im Moment keine Anreize oder nicht genug Anreize, um ein Verhalten zu belohnen, 
das volkswirtschaftliche Kosten reduziert. Das heißt, es geht um Neubau. 

Sie fragen gezielt nach Sozialverträglichkeit. Natürlich handelt es sich dort zunächst 
um Investoren, die entsprechendes Kapital haben, entsprechende Bauvorhaben zu 
stemmen. Das würde das Bauen zumindest im ökologisch ungünstigen Fall ein Stück 
weit verteuern, im ökologisch positiven Fall aber auch belohnen. Und es würde vor 
allen Dingen, wenn man die Kostenseite betrachtet, volkswirtschaftlich auf lange Sicht 
dem Steuerzahler sehr viele Kosten ersparen. Und das hat auch eine soziale Kompo-
nente, weil wir das, was wir an Katastrophenhilfe, an Katastrophenvorsorge im Nach-
gang, wenn wir nicht angepasst bauen, an Kosten erzeugen, um ein Vielfaches höher 
ansetzen müssen als das, was eine solche Versiegelungsabgabe im Vorfeld zur Ver-
hinderung solcher katastrophalen Schäden vermeiden würde. Daher ist das auch von 
der sozialen Seite her durchaus vertretbar. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände 
Nordrhein-Westfalen hat in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen, dass von einer 
zwingenden Versickerungspflicht auf privaten Grundstücken abzuraten sei, und zwar 
deshalb, weil Schadstoffe in das Grundwasser eingetragen werden könnten und weil 
Private die Anlagen nicht genügend warten würden. Wie stehen Sie dazu? 
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Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich weiß nicht, ob Frau Dr. Nickel uns hören konnte. 
Wir versuchen, das technische Problem zu lösen, und ziehen erst eine Frage an einen 
anderen Sachverständigen vor. Wir richten die Frage in der nächsten Runde noch ein-
mal an Frau Dr. Nickel. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Mildenberger, meine 
Frage ist nicht technisch. Sie betonen mehrfach die Bedeutung der Akzeptanz der 
Maßnahmen in der Bevölkerung und die Bedeutung des Problembewusstseins für Kli-
mafolgen- und Anpassungsstrategien. Sind Ihnen Beispiele von Projekten oder von 
Maßnahmen bekannt, bei denen das gut gelungen ist? Welche Widerstände haben 
Sie dabei kennengelernt? 

Christian Mildenberger (NRW.Energy4Climate): Es geht, genau wie Sie es ange-
sprochen haben, vor allen Dingen um die Akzeptanz in der Bevölkerung und auch um 
das Bewusstsein. In vielen Köpfen ist das Bewusstsein noch nicht vorhanden, wie die 
Zusammenhänge sind zwischen Flächenversiegelung auf der einen Seite und der 
Frage, welche Maßnahmen man machen kann, um die Klimaanpassung im Rahmen 
zu halten.  

Vieles ist gar nicht so kostenintensiv wie man denkt. Vieles kommt sowieso als Er-
satzinvestition auf einen zu. Ich nenne jetzt einfach mal eine Dachsanierung. Und dann 
kann man zum Beispiel einfach eine Photovoltaikanlage und eine Dachbegrünung 
oder eine Fassadenbegrünung, wenn man die Fassade saniert, parallel mitdenken. 
Das sind alles Beispiele. 

Wir haben ein gutes Beispiel in der Stadt Essen. Da gibt es ein klimaangepasstes 
Wohngebiet in Altenessen mit 99 Wohneinheiten. Dort sorgt ein Regenwasserma-
nagement für gestalterische Akzente, für eine Wohnfeldverbesserung und für ein ge-
sundes Mikroklima. Und die Mieter profitieren von gesunkenen Mietnebenkosten, da 
sie keine Abwassergebühren für das Regenwasser bezahlen müssen. 

Solche Beispiele kann man nicht überall sofort umsetzen, aber wir müssen sie viel 
mehr hervorstellen und Besuchergruppen dort hinführen, um die Akzeptanz und das 
Bewusstsein in der Bevölkerung zu erhöhen. Das zeigen auch unsere Erfahrungen in 
den Projekten: Wenn die Menschen erleben, dass es direkte Vorteile hat und perspekti-
visch manche Schadensereignisse gar nicht auftreten oder sehr viel geringer werden ... 
Das Thema „Pflichtversicherung“ wird gerade in den Koalitionsverhandlungen auf Bun-
desebene diskutiert. Wir sollten den Menschen signalisieren: Bevor wir mit der Pflicht-
versicherung kommen, gibt es schon Maßnahmen, die gewisse Dinge verhindern kön-
nen oder viele Dinge verbessern.  

Das Thema „Mikroklima“ ist ganz entscheidend und wird häufig unterschätzt. Je älter 
unsere Bevölkerung wird, desto mehr wird diese Bedeutung auch zunehmen. Jüngere 
Menschen können 40, 42 Grad vielleicht noch aushalten, aber viele ältere Menschen be-
kommen bei solchen Temperaturen Probleme. Und wenn wir dann dazu noch Probleme 
bei der Wasserversorgung bekommen … Wenn wir diese Themen alle miteinander 
aufzeigen, dann steigt auch die Akzeptanz für solche Maßnahmen.  
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Dietmar Brockes (FDP): Ich möchte gerne eine vertiefende Frage an Professor Kai-
ser zur wassersensiblen Stadtentwicklung und zu der Anpassung an Starkregenereig-
nisse stellen. Ich denke, wir sind uns einig, dass wir möglichst alle Möglichkeiten nut-
zen sollten. In einigen Stellungnahmen wurde nur von der Versickerung von Wasser 
auf öffentlichen Grünflächen gesprochen. Gleichzeitig haben wir aber viele niedrigver-
unreinigte bzw. versiegelte Flächen wie zum Beispiel wenig benutzte Parkplätze oder 
auch Dachflächen. 

Welche baulichen Maßnahmen zur dezentralen Regenwasserbewirtschaftung sind so-
wohl im Neubau als auch im Bestand am effektivsten? Wie können auch Gewerbebe-
triebe wie Supermärkte ihre versiegelten Flächen optimieren, um das Wasser nicht an 
die Kanalisation abliefern zu müssen? Welche Rolle können in diesem Zusammen-
hang permeable Pflastersteine und Rigolen spielen, um die Befürchtung der Kontami-
nierung des Grundwassers zu reduzieren? 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Ich will es mal so 
einordnen: Es gibt ja verschiedene Ebenen der baulichen Tätigkeit. Wir haben den 
Hochbau. Da fragt man sich, was die Architekten machen können. Was kann auf den 
durch Hochbauten befestigten, abflussliefernden Flächen denn passieren? Da kommt 
einem tatsächlich die Dachbegrünung in den Sinn. Die lässt sich baulich umsetzen. Es 
gibt auch intelligente Systeme, die sogar für stärkere Niederschlagsereignisse Rück-
haltung auf Flachdächern möglich machen. Das lässt sich wunderbar mit Photovoltaik 
kombinieren. Da gibt es auch keine Nutzungskonflikte. 

Das ist die Ebene, die man in die Hand nehmen kann, und die reduziert das Entwäs-
serungsproblem. Extensive Dachbegrünungen weisen nur noch die Hälfte der Abfluss-
spitzen und der Abflüsse über das Jahr auf. Das heißt, dadurch sind die nachfolgenden 
Entwässerungsinfrastrukturen weniger belastet. Da bestehen Einsparungspotenziale und 
die Möglichkeit zur Problemlösung. 

Ähnlich ist das mit den permeablen oder wasserdurchlässigen Belägen. Auch die kann 
man natürlich anordnen. Diese reduzieren auch die Abflussspitzen und das Abfluss-
volumen. Daher sind das gute Maßnahmen. Sie eignen sich vor allem im Neubau oder 
wenn man sie mit anderen größeren Sanierungsmaßnahmen gemeinsam betreibt. Als 
Einzelmaßnahme im Bestand sind sie immer sehr aufwendig. Mein Rat ist, das im 
Neubau zu tun. Und mein Rat wäre, es für größere Immobilienbestände in die planmä-
ßige Instandhaltung dort, wo bauliche Maßnahmen gebündelt werden, programma-
tisch einzubinden. Das sollten dann auch die Förderprogramme berücksichtigen und 
dafür sorgen, dass es zu einer Verstetigung kommt. 

Bei den eigentlichen entwässerungstechnischen Maßnahmen bleibe ich bei meiner al-
ten Klaviatur. Da sind die einfachen topografischen Mulden sicherlich das Beste. Ich 
hatte vorhin gesagt, dass die Fläche brauchen. Diese Fläche muss man sich aber nicht 
unbedingt als zusätzlichen Flächenbedarf vorstellen, sondern solche Flächen sind 
sinnvollerweise Grünflächen, die sowieso aus gestalterischen oder aus Aufenthalts-
gründen angelegt werden. Das heißt, es ist wichtig, sie frühzeitig integrativ zu überpla-
nen und mit dieser Zusatzflächenwidmung zu Entwässerungsfläche zu machen. 
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Insofern kann man da keine strenge Bewertung treffen, was richtig und was falsch ist: 
Ist die Dachbegrünung richtig? Sind die durchlässigen Beläge richtig? Es kommt auf 
den Zeitpunkt an. Und wenn man sie zum richtigen Zeitpunkt umsetzt, dann sind sie 
kostengünstig und auch in jedem Fall sinnvoll. Daher müssen wir in Zukunft die ganze 
Klaviatur anfassen. Das kann die Bauleitplanung regeln. Das kann im Baugenehmi-
gungsverfahren durchgeführt und auch gesichert werden und das löst den integrativen 
Ansatz ein, den Herr Wiechmann benannt hat.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dittus, Sie sprechen sich in Bezug auf Maßnahmen 
wassersensibler Siedlungsstrukturen gegen private Initiativen aus und betonen die Ef-
fizienz großmaßstäblicher Maßnahmen. Können Sie darauf eingehen, was genau Sie 
unter großmaßstäblichen Maßnahmen verstehen und warum Sie diese für effizienter 
halten? 

Jörg Dittus: Die vorgenannten Maßnahmenvorschläge, Rigolen etc., sind alles kleine 
Punkte, die irgendwo stattfinden, die aber nur einen sehr kleinen Einfluss auf das 
große Problem in der Hochwassersituation haben. Gebe ich dem Fluss aber zum Bei-
spiel viel mehr Raum, um sein natürliches Bett befließen zu können, dann habe ich da 
schon ein riesiges Problem angefasst und gelöst. Und das führte mich zu dieser Aus-
sage innerhalb meiner Stellungnahme, dass größere Maßnahmen auch einen größe-
ren Effekt haben, als wenn ich in meinem Einfamilienhaus das Dach begrüne. Das ist 
zwar schön und nett, aber ich glaube der Einfluss auf die Gesamtsituation ist sehr viel 
geringer als größere Maßnahmen.  

Stephan Wolters (CDU): Herr Mildenberger, Sie haben in Ihren letzten Ausführungen 
das Thema „Kosten, Kostenstrukturen“ erwähnt. In den Ausführungen, die uns vorlie-
gen, haben Sie über Anreizsysteme sowohl für Bürger als auch für die öffentliche Hand 
gesprochen. Der Grund dafür ist natürlich, dass all die Dinge, die wir besprechen, die 
notwendigen Umsetzungsmaßnahmen, natürlich mit Kosten verbunden sind. Oftmals 
führen die Kosten gerade in der kommunalen Struktur dazu, in entsprechende Gebüh-
renanpassungen einzufließen. Vielleicht können Sie uns dazu Ihre Vorstellungen und 
auch Hinweise nennen, wie dies möglicherweise konkret ausgestaltet werden könnte. 
Denn wir alle sind daran interessiert, dass wir nach Möglichkeit kostenverträgliche 
Strukturen für alle Beteiligten in diesem Bereich haben.  

Christian Mildenberger (NRW.Energy4Climate): Zum einen schlagen wir vor, ana-
log zur kommunalen Wärmeplanung in den Kommunen eine Art kommunales Wasser-
management einzuführen, sodass man erst einmal einen Überblick darüber bekommt, 
wo welche Schwierigkeiten bestehen. Wie in dem Beispiel eben zu Essen ausgeführt, 
sinken in diesen Best-Practice-Beispielen, die wir überall sehen, die Gebühren, wenn 
sich die Menschen zuträglich für das Wassermanagement verhalten. Wenn sie sozu-
sagen keinen Teil dazu beitragen, dann werden die gesteigerten Gebühren umgelegt. 
Es gibt vor allen Dingen im Wasserbereich relativ wenig Anteile, wo Kosten steigen 
würden, aber viele Anreize, für die Kosten sinken. 
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Vor allen Dingen mit Blick auf die Anreizwirkung ist unsere Erfahrung genau anders-
herum, dass nämlich viele kleine Maßnahmen das große Bild ergeben und deshalb 
auch sehr kosteneffizient umgesetzt werden können, wenn wir vor allen Dingen auf 
diese Akzeptanz und auf diese Leuchtturmprojekte gehen. 

Ich will da ein Beispiel nennen: Im Landkreis Borken und in anderen Kommunen gibt 
es ein interkommunales Hochwasserschutzkonzept. Auch da müssen die Kommunen 
es nicht alleine stemmen, sondern es macht Sinn, wenn man sich zu regional sinnvol-
len Verbünden zusammenschließt. Gerade beim Wassermanagement kann nicht ein-
fach eine Kommune alleine alles lösen. Da sollte das Land zum Beispiel solche Pro-
jekte unterstützen und Kosten abfedern, wo sie sich zu stark in Gebührenordnungen 
niederschlagen würden. Da gibt es auch gute Förderprogramme des Landes. Auch da 
kann man vielleicht noch etwas verschlanken und vereinfachen und das in einem ge-
meinsamen Förderprogramm für Wassermanagement zusammenführen. 

So kann man vor allen Dingen die Kommunen dafür sensibilisieren, dass sie ihre Ge-
bührenordnung in eine Anreizstruktur überführen. Gebührenordnungen sind heute 
häufig so strukturiert, dass es einfach auf die verbrauchte Menge umgelegt wird, ohne 
zu differenzieren. Aber wenn die Kommunen in ihren Gebührenordnungen schon ge-
wisse Anreizstrukturen anlegen, dann kommt das auch bei den Bürgerinnen und Bür-
gern an, und jeder trägt eben seinen Teil dazu bei. Ob es eine Parkplatzentsiegelung, ein 
Regenvorhaltebecken in einer größeren Wohnanlage oder Dachbegrünungen sind – 
wenn sich das alles in Gebühren niederschlägt, dann hat man hier einen sehr guten 
marktwirtschaftlichen Anreiz, der aber vor allen Dingen auch für diese Maßnahmen 
sensibilisiert.  

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Wiechmann, wir haben über Anreizsys-
teme, über die Verbindung von Wasserwirtschaft und Städtebau gesprochen. Es geht 
um die langfristige Wirtschaftlichkeitsberechnung, die Sie eben auch schon angespro-
chen haben. Warum passiert es immer noch nicht, dass man das zusammendenkt, 
dass man in größeren Verbindungen denkt? Welche Rahmenbedingungen müssen wir 
außerhalb der Verordnung, die gerade Herr Mildenberger angesprochen hat, setzen? 
Wo müssen wir ansetzen, um die Voraussetzungen so zu verändern, dass wir gescheit 
und übergreifend denken und handeln können?  

Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (Technische Universität Dortmund): Die Antwort 
will ich gerne in zwei Punkte gliedern. Das eine – und das haben wir in dieser Anhörung 
heute schon mehrfach angesprochen – sind die richtigen fiskalischen Anreize, also 
kostenseitig durchaus sinnvolles, nachhaltiges Bauen, die Bestandsentwicklung zu be-
lohnen und das umgekehrt, wenn Kosten externalisiert werden, auf die Allgemeinheit 
mit entsprechenden Kosten für den Verursacher zu belegen. Es gibt aber noch einen 
zweiten Aspekt, über den wir heute bisher weniger gesprochen haben: die Frage, wie 
man es institutionell löst. Wir haben sehr stark auch eine ressortorientierte Verwaltung 
und Politik. Gerade in Bezug auf Stadtplanung und Wasserwirtschaft gibt es zwei Be-
reiche, die nicht immer sehr eng miteinander zusammenarbeiten. Ich glaube, das kann 
durchaus optimiert werden. 
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Ich hatte in meiner Stellungnahme – das ist ein Wortungetüm – Koordinationsstellen 
für klimaresilientes Wasser- und Siedlungsmanagement vorgeschlagen. Gemeint ist, 
auf kommunaler und regionaler Ebene – das ist die richtige Ebene, um die wirklichen 
Probleme zu adressieren – Lösungen zu finden und dies dort zusammenzudenken.  

Auch diese interkommunalen Hochwasserschutzkonzepte, die eben angesprochen 
wurden, finde ich sehr unterstützend, sehr sinnvoll. Aber wir sollten sie sowohl von der 
Stadtplanung als auch von der Wasserwirtschaft her denken und das gleich zusam-
menbringen. Das ist sicherlich auch hier im Land immer schon eine Herausforderung, 
verschiedene Ressorts zu gemeinsamen Anstrengungen zu bekommen, die Förder-
politik auch ressortübergreifend abzustimmen – auch auf der Ebene der Kommunen 
und auch gerade der Regionen. 

Es ist mir wichtig, das zu betonen: Vieles, was wir hier diskutieren, Siedlungsentwick-
lung, Wassermanagement, kriegt eine einzelne Kommune in ihren Grenzen nicht al-
leine bewältigt. Es geht nicht darum, kommunale Planungszeit infrage zu stellen, aber 
die Aufgaben, vor denen wir stehen, setzen interkommunale Zusammenarbeit voraus. 
Dort solche koordinierten Anstrengungen zu unternehmen und mit Anreizen vonseiten 
des Landes zu versehen, ist neben fiskalischen Anreizen der Schlüssel, um das, was 
viele als sinnvoll erachten, aber trotzdem bisher nicht ausreichend passiert, dann auch 
wirklich in die Umsetzung zu bekommen.  

Hedwig Tarner (GRÜNE): Frau Dr. Nickel, hören Sie mich jetzt? 

Dr. Darla Nickel (Berliner Wasserbetriebe [per Video zugeschaltet]): Ich habe Sie 
auch vorhin gehört, und ich hoffe, ich bin jetzt zu hören. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Jetzt hören wir Sie auch. Das ist wunderbar. Dann muss 
ich die Frage nicht wiederholen?

Dr. Darla Nickel (Berliner Wasserbetriebe [per Video zugeschaltet]): Nein, die Frage 
von vorhin müssen Sie nicht wiederholen. Es tut mir leid, dass ich heute technische 
Schwierigkeiten habe. 

Ich bin von den Berliner Wasserbetrieben, leite den Bereich der Infrastrukturentwick-
lung der Abwasserentsorgung und war vormals bei der Berliner Regenwasseragentur. 
Die Frage bezog sich auf Versickerungsanlagen und eine Versickerungspflicht auf pri-
vaten Grundstücken. 

Die Versickerungsanlagen sind eine bewährte Technologie. Sie erbringen eine sehr 
hohe Reinigungsleistung. Sie werden nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik geregelt. Das heißt, dass wir auf einen sehr großen Erfahrungsschatz zurück-
greifen, auch in Bezug auf die Reinigungswirkung. Natürlich gibt es für sie auch die 
Pflicht einer wasserbehördlichen Erlaubnis. Die Wasserbehörden haben in diesem Zu-
sammenhang die Möglichkeit, Auflagen festzulegen, wenn das Wasser, das über eine 
Versickerungsmulde entwässert bzw. zur Versickerung gebracht wird, eine höhere 
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Belastung hat. Es gibt also wirklich viele Möglichkeiten, um auf die Einhaltung der An-
forderungen des Grundwasserschutzes einzuwirken. 

Mit dem Wechsel zu einer stärker dezentralen Regenwasserbewirtschaftung geht die 
Pflicht einher, sich Gedanken darüber zu machen, was für Baustoffe verwendet wer-
den und welche Schadstoffbelastung von Baustoffen ausgehen kann. Das ist ein For-
schungsthema. Ich denke, es gibt mit Blick auf den Grundwasserschutz generell ein 
Minimierungsgebot, und insofern ist das, was ich vorhin gesagt habe, kein Freibrief. 
Wir müssen natürlich achtsam sein. Es gibt aber Möglichkeiten, um den Überblick zu 
behalten und Auflagen festzulegen. Die Technologie hat sich über viele Jahrzehnte 
bewährt, auch bei einer langfristigen Betrachtung. Aus diesem Grund hätte ich keine 
Vorbehalte gegen eine Versickerung auf privaten Grundstücken. 

Ich plädiere nicht für eine Versickerungspflicht, sondern für eine Regenwasserbewirt-
schaftungspflicht auf den Grundstücken mit der damit einhergehenden Maßnahmen-
vielfalt. Eine Versickerung ist nämlich nicht immer möglich, nicht nur aus qualitativen 
Gründen, sondern auch aufgrund der Bodenverhältnisse etc. Wenn die Versickerung 
nicht geht und die Grundstückseigentümer das Wasser dann ableiten, dann hat man 
noch nicht alle Chancen genutzt, die es gibt, wie die Dachbegrünung, Entsiegelung, 
Nutzung etc. 

In Berlin praktizieren wir eine Pflicht zur Regenwasserbewirtschaftung auf den Grund-
stücken. Schon seit 2016 gibt es für alle Grundstücke, die neu bebaut werden oder auf 
denen umgebaut wird, Pflichten zum Regenwasserrückhalt und zur Regenwasserbe-
wirtschaftung. 

In die innerstädtische Mischwasserkanalisation darf bei Bauvorhaben heutzutage gar 
nichts mehr abgeleitet werden. Ich streife jetzt auch die Diskussion von vorhin. Erste 
Tendenzen zeigen – in Berlin gibt es Einleitbegrenzungen –, dass die hohe Nachver-
dichtung, die sehr starke Bautätigkeit nicht zwangsläufig zu einer höheren Versiege-
lung im innerstädtischen Bereich führt, sondern eher zum Gegenteil. Die Grundstücke, 
die bebaut werden, sind nicht immer freie Grünflächen, die umgewandelt werden, son-
dern in der Regel Grundstücke, die vorher auch bebaut und stark versiegelt waren – 
Konversionsflächen etc. – und die dann neu gestaltet und im Zuge der Neugestaltung 
aufgrund der Pflicht zur Regenwasserbewirtschaftung weniger stark versiegelt werden 
als vor dem Bauvorhaben. 

Wir sehen im innerstädtischen Bereich also eher eine erste, vorsichtige Tendenz in die 
andere Richtung, sodass ich denke, dass Städtebau mit einer Minimierung der Versie-
gelung, vielleicht sogar Entsiegelung möglich ist. Dafür braucht man aber wirklich eine 
sehr gute Planung. 

Offen ist die Frage, wie man einen guten Überblick über die Grundstücke behalten 
kann. Bei Starkregenereignissen halte ich es eher für ein Problem, ob Anlagen auf 
privaten Flächen gepflegt sind oder nicht und ob sie vorgehalten werden oder nicht. 
Es ist eine Frage der Sensibilisierung. Bislang fühlten sich Grundstückseigentümer für 
das Thema „Regenwassermanagement“ nicht zuständig. Ich denke: Sowie ihnen die 
Pflichten übertragen werden und sie sich dessen bewusst werden, dass sie auch im 
Hinblick auf Starkregen verpflichtet sind, Retention auf den Grundstücken vorzuhalten, 
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und dass von dem Regenwasser eine Gefahr für ihr Hab und Gut ausgeht, werden die 
Anlagen ähnlich wie andere technische Anlagen auf privaten Grundstücke – Heizungs-
anlagen etc. pp. – in einem besseren Zustand gehalten werden. Das ist aber eine Ent-
wicklung, die wir beobachten müssen. 

Dietmar Brockes (FDP): Professor Kaiser, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, 
dass man Anreize schaffen könne, indem man den Abwasseranschlusszwang an-
passe. Eine weitere Möglichkeit sei die Reduktion von Abwassergebühren für abge-
trennte Flächen. Welche Anreize sollten gesetzt werden, um die Implementierungs-
kosten für solche Lösungen attraktiver zu machen? Welche Maßnahmen könnten im-
plementiert werden, um Eigentümern einen finanziellen Vorteil zu verschaffen? Damit 
würde ja auch die Akzeptanz steigen. Welche Vorteile würde das den Entwässerungs-
betrieben durch die Reduktion des Abflusses von niedrig verunreinigtem Wasser und 
die dezentrale Versickerung bringen? 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Die Frage schließt 
im Grunde an das an, was mich vorhin Herr Pinnekamp gefragt hat. Ich komme auf 
meine Antwort zurück. Laut den kommunalen Entwässerungssatzungen ist es möglich, 
die Gebühren bei einer Bewirtschaftung der Abflüsse auf den Grundstücken vollstän-
dig entfallen zu lassen oder bei Semilösungen Gebührenabschläge vorzunehmen. In 
vielen Kommunen Nordrhein-Westfalens ist das gängige Praxis. Daran kann man si-
cherlich noch weiterarbeiten. 

Der folgende Aspekt treibt zur konzeptionellen Weiterarbeit an. Als wir das vor 25 Jah-
ren im Zuge eines Forschungsprojektes in Dortmund eingestielt haben, war die Frage: 
Bleibt das Regenwasser auf dem Grundstück oder wird es abgeleitet? Das wurde ei-
gentlich nur unter entwässerungstechnischen Gesichtspunkten reflektiert. Heutzutage 
gibt es mit der Starkregenvorsorge eine zweite Ebene, die nicht mehr auf die zwei- bis 
fünfjährlichen Ereignisse, sondern auf die zwanzig-, dreißig- bis hundertjährlichen Er-
eignisse abzielt. Die Regelwerkslandschaft fordert zumindest für größere Grundstücke 
universell ein, dass Vorkehrungen getroffen werden müssen, um Starkregen oder zu 
Überflutung führenden Regen auf dem Grundstück zurückhalten zu können. 

Aus meiner Sicht ist es einen Gedanken wert, darüber nachzudenken, ob man diese 
zweite Ebene in die Gebührenabschläge einbinden kann – sprich: ob man eine Diffe-
renzierung oder Befreiung von dieser Gebührenveranlagung einführt. Auch wenn das 
in den Regelwerken heutzutage pflichtig verankert ist, wird es in der Praxis nicht immer 
qualifiziert ausgeführt. Es wäre aber sinnvoll, wenn die Stadtentwässerung gerade bei 
großen Gewerbegrundstücken mit einer Fläche von 10 ha oder mehr sicher davon 
ausgehen könnte, dass die Starkregenvorsorge auf dem Grundstück tatsächlich ent-
sprechend den Regeln der Technik umgesetzt worden ist. Heutzutage ist das nicht mit 
Sicherheit so. 

Meiner Vorstellung nach könnte das von einer neuen Gebührenstruktur eingefangen 
werden. Ich schlage vor, für Nordrhein-Westfalen konzeptionell eine Mustersatzung zu 
entwickeln und diese mit den Kommunen und ihren Verbänden zu diskutieren, um für 
die differenziertere Situation neue Konstellationen anschließen zu können. Ich glaube, 
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dass das der wesentliche Punkt und der Hauptmotivationshebel ist – man könnte sich 
ansonsten natürlich auch noch über die Förderung Gedanken machen –, der entspre-
chend den Fragen und Aufgaben der heutigen Zeit auszufüllen bzw. neu auszufüllen 
ist. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Mildenberger, Sie empfehlen, im Rahmen von bauli-
chen Maßnahmen in Städten vermehrt auf trockenheitsresistente und hitzetolerante 
Pflanzen zu setzen. Neben mehr Trockenheit rechnen wir auch mit einem erhöhtem 
Auftreten von Extremwetterereignissen, vor allem mit mehr zeitlich und lokal kon-
zentriertem Starkregen. Gleichzeitig sagen sie selbst, dass die Versickerung in Städ-
ten schwierig sei. Wir bräuchten also Pflanzen, die auf der einen Seite lange Trocken- 
und Hitzeperioden aushalten und auf der anderen Seite plötzlich auftretende, massive 
Regenereignisse, also das massive Aufkommen von Wasser, gut vertragen. Ich frage 
mal ganz provokativ: Gibt es solche Pflanzen überhaupt? 

Christian Mildenberger (NRW.Energy4Climate): Ja, solche Pflanzen gibt es. Vor al-
len Dingen geht es darum, trockenheitsresistente Pflanzen zu nutzen, um das von mir 
vorhin bereits angesprochene Mikroklima stärker zu beeinflussen, damit die Starkre-
genereignisse abgemildert werden. Trockenheitsresistente Pflanzen versterben wäh-
rend einer langen Trockenheitsperiode nicht. Es geht darum, dass wir eine Stadtstruk-
tur schaffen, bei der wir auch Pflanzen nutzen und Grünräume schaffen, die bei län-
gerer Trockenheit nicht absterben. 

Gleichzeitig geht es darum, diese Starkregenereignisse so zu gestalten, dass sie keine 
Pflanzen kaputt machen. Dafür gibt es auch relativ viele gute Lösungen, zum Beispiel 
die Bildung sehr integrierter Stadt- und Quartierskerne, in denen die Pflanzen durch 
die bauliche Anordnung anderer Strukturen maximal geschützt werden. So kann man 
damit ganz gut umgehen. Vor allen Dingen geht es darum, das Mikroklima positiv zu 
beeinflussen. Das muss die Hauptpriorität sein. Es kommt immer auf einen Mix der 
Maßnahmen an. 

Stephan Wolters (CDU): Uns treibt noch das folgende Thema um. Gerade bei Schutz-
maßnahmen ist die Grundintention, dass wir die Menschen schützen wollen. Die Um-
setzung der dafür notwendigen Maßnahmen trifft oftmals aber natürlich auch die Men-
schen. 

Herr Siekmann, gerade bei baulichen Maßnahmen, die dem Schutz der Menschen 
dienen sollen, besteht oft die Problematik, dass etwas umgesetzt werden soll oder 
muss, dessen Auswirkungen die Menschen vor Ort treffen. Das war schon bei einer 
Anhörung zum Hochwasserschutz Thema; dort fiel der Ausdruck „not in my backyard“. 
Das lässt darauf schließen, dass zwar eine Problematik erkannt, mit der Betroffenheit 
aber anders umgegangen wird, wenn es einen selbst trifft. 

Welche Erfahrungen haben Sie in Bezug auf die Auswirkungen von Planungsverfah-
ren auf die Betroffenen an den Orten, wo solche Maßnahmen umgesetzt werden? Ha-
ben Sie einen Hinweis, wie es gelingen kann, die Menschen mitzunehmen, mit dem 
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Hintergedanken, dass die Umsetzungsmaßnahmen für alle so verträglich wie möglich 
gehalten werden?

Dr. Marko Siekmann (PFI Planungsgemeinschaft): Das ist ganz wichtig: Die eigene 
Betroffenheit kann nicht bewertet werden, wenn sie nicht vorhanden ist. Wenn ich auf 
einem Berg wohne, werde ich vermutlich nicht von einem Überflutungsereignis betrof-
fen sein, sondern dann trifft mich eventuell eher ein Windsturm oder ein Trockenereig-
nis. Wenn ich hingegen im Tal an einer Senke oder an einer Straße wohne, die „An 
der Quelle“ oder „Zum Siek“ heißt, bin ich vielleicht regelmäßig von Überflutungen be-
troffen. Es geht letztendlich darum, in der Gesellschaft ein gemeinschaftliches Ver-
ständnis zu entwickeln, dass der gesamte Siedlungsraum, sowohl oben auf dem Berg 
als auch unten im Tal, angepasst werden muss. Das kann ich nur regeln, wenn ich 
frühzeitig auch in Form einer Öffentlichkeitsbeteiligung auf die Menschen zugehe, um 
die Bedarfe der Menschen aufzuzeigen, die betroffener als andere sind. 

Wir müssen ganz klar kommunizieren, dass eine Anpassung in Bezug auf Starkregen-
vorsorge, aber auch in Bezug auf Hitze, Trockenheit und Dürre nur auf einem gemein-
schaftlichen Weg mit der Gesamtgesellschaft möglich sein wird. Das ist einfach die 
Gesamtsituation. Wenn wir zu Hause sitzen, machen wir uns manchmal eher große 
Sorgen, dass der Wald am Amazonas abgeholzt wird, und sehen die Probleme in un-
seren eigenen Städten nicht. Dem können wir nur entgegenwirken, indem wir mit Initi-
ativen auf die Bevölkerung bzw. die Öffentlichkeit zugehen, es gut erklären und in den 
Städten Stellen zum Beispiel für Starkregenberater und Ähnliche schaffen, die auf 
Menschen zugehen, zu Bürgerversammlungen einladen sowie Probleme, aber auch 
Lösungen erklären können. Es geht nicht darum, zu problematisieren. Menschen wür-
den Anpassungen vielfach unterstützen, wenn sie wüssten, dass sie selbst Teil der 
Lösung sind. So können wir die Leute aktivieren, Anpassungen vorzunehmen. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Henrichs, wenn ich Sie wieder in die 
Runde holen dürfte. In Ihrer Antwort auf Frage 16 reißen Sie kurz das Thema „Bewäs-
serung mit Regenwasser“ an. Es gibt einen Widerspruch zwischen der Möglichkeit, 
Regenwasser großflächig versickern zu lassen, und der Möglichkeit, Regenwasser zu 
nutzen. Diesen Widerspruch müssen wir irgendwie auflösen. Wo und wann ist der Ein-
satz von Regenwasser von Vorteil? Worauf müssen wir dabei achten? 

Prof. Dr. Malte Henrichs (FH Münster [per Video zugeschaltet]): Wir sagen „Regen-
wassernutzung“. Im angloamerikanischen Bereich heißt es „Rainwater harvesting“. 
Das ist eigentlich viel schöner, weil wir davon reden, dass wir Regenwasser „ernten“. 
Wir müssen bei Regenwassernutzung natürlich darauf achten, dass wir es wirklich 
schaffen, Trinkwasser zu substituieren. Wir bereiten Trinkwasser von herausragender 
Qualität auf, was einen Nachhaltigkeitsfußabdruck erzeugt, aber wir benötigen es 
nicht. Wenn wir überlegen, dass wir dieses Wasser hinterher benutzen, um es mit un-
seren Exkrementen die Toilette runterzuspülen, dann macht das wenig Sinn. An der 
Stelle ist aufgefangenes Regenwasser genau das richtige Mittel, um es im Haus und 
gerade auch im Neubau zu nutzen, wo ein zweites Leitungsnetz deutlich einfacher zu 
installieren ist. Auch bei einem Umbau kann man das sehr gut realisieren und damit 
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eine Trinkwassersubstitution herbeiführen, was der große Vorteil der Regenwassernut-
zung ist. 

Wenn wir auf diese Konkurrenz zwischen Regenwassernutzung und Flächenversicke-
rung schielen, dann sehen wir, dass Regenwassernutzung einen weiteren Vorteil hat: 
Wenn wir damit bewässern, leistet es einen sehr guten Beitrag zur Verdunstung. Ver-
dunstung bedeutet immer auch einen Kühleffekt, also eine energetische Bindung von 
Sonne gerade in den Sommermonaten: Verdunstungskühlung. Vegetation hat den 
Vorteil, dass sie Schatten bietet. Da können wir sehr gut bewässern und kommen da-
nach unter Umständen wieder zu Verdunstung und Versickerung, wenn wir es zur Ve-
getationsbewässerung nutzen. Jahreszeitlich betrachtet, besteht natürlich vor allem in 
den Sommermonaten, in denen wir es auffangen können, Regenwassernutzungsbe-
darf. 

Im Winter gibt es genug Niederschlag und genug Wasserdargebot. In den Wintermo-
naten geht es gerade darum, eher die Versickerung zu nutzen. Das machen die Anla-
gen. Der Bodenfeuchtegehalt ist höher, sodass wir bei Feldkapazität sowieso mehr und 
mehr in die Vertikale versickern und somit auch das Grundwasser anreichern. 

Ich glaube, wir können beide Regenwasserbewirtschaftungsarten parallel einsetzen. 
Wir kommen da eigentlich relativ wenig in einen Konflikt. Sehr gut ist es, wenn wir es 
schaffen, uns an die Natur anzulehnen. Ich habe in der Stellungnahme auf das Merk-
blatt DWA-MA 102, Teil 4, zum Wasserhaushalt verwiesen. Es gibt uns die Möglich-
keit, den Wasserhaushalt der Bebauung an den Wasserhaushalt des naturnahen Zu-
stands der Kulturlandschaft anzulehnen. Dann hätten wir einen sehr guten Kompro-
miss, das mitzutragen. Es würde auch zu den Vorrednern passen, zu sagen, dass wir 
stadtweite Konzepte brauchen. Dieser Nachweis hat den Charme, dass wir einen 
stadtweiten Nachweis für Bebauung und Neubau führen können und wir es unter Um-
ständen in die Abwasser- bzw. Niederschlagswasserbeseitigungskonzepte integrie-
ren, die die Kommunen sowieso führen müssen. Es bieten sich da viele Vorteile. Vor 
allem durch den Aspekt der Trinkwassersubstitution schließt es sich meiner Meinung 
nach nicht aus. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Frau Dr. Nickel, es geht 
um die Frage zentraler oder dezentraler Anlagen. Da gibt es ein weites Spektrum bis 
hin zu ganz vielen dezentralen Anlagen auch auf Privatgrundstücken, aber die Anlagen 
müssen ja nicht nur gebaut, sondern auch betrieben, kontrolliert, gereinigt und repa-
riert werden. Wer sollte für den Betrieb dezentraler Anlagen zuständig sein? Haben 
Sie Erfahrung, wie man das organisieren kann? 

Dr. Darla Nickel (Berliner Wasserbetriebe [per Video zugeschaltet]): Ich finde, das 
ist eine gute Frage. Wir haben in Berlin auch im öffentlichen Raum zunehmend sehr 
viele dezentrale Anlagen. In der Regel sind das Versickerungsanlagen zur Aufnahme des 
Wassers auf den Straßen. In Berlin obliegt die Pflicht zur Pflege dieser Anlagen den 
Berliner Wasserbetrieben. Das liegt also in unserem Bereich. Das ist zunächst einmal 
vorteilhaft, weil wir die Möglichkeit haben, diese zusätzlichen Anlagen, also zusätzlich zu 
den zentralen Ableitanlagen wie Kanalisation etc., über die Gebühr abzurechnen. So 
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besteht eine gesicherte Finanzierung. Wenn man die Pflege solcher Versickerungsan-
lagen im öffentlichen Raum hingegen der Kommune überlässt, ist die Finanzierung 
schwieriger. 

Von Nachteil ist, dass die Entwässerungsbetriebe nicht per se diejenigen sind, die viel 
Erfahrung mit der Pflege von Grünanlagen, einer biodiversen Bepflanzung etc. haben. 
Da sind eher andere gefragt. Insofern bleibt es in dem Zusammenhang eine offene 
Frage, wie wir uns organisieren bzw. wie die Grünverantwortlichen sich mit den Ent-
wässerungsbetrieben organisieren, um eine optimale Pflege hinzubekommen. Wir ma-
chen gute Erfahrungen. Wie gesagt, gibt es bei den Berliner Wasserbetrieben mittler-
weile einen relativ großen Bereich „Landschaftsplanung“. Wir haben Expertise ins 
Haus geholt, um genau diese Anlagen besser pflegen und betreiben zu können. Wir 
müssen mit anderen Kommunen in die Diskussion gehen, um die Frage zu beantwor-
ten, was besser ist und was die Vor- und Nachteile sind. 

Auf den privaten Flächen ist für mich relativ klar, dass das eine private Aufgabe ist. 
Wenn die Anlagen in die Grünanlagen oder in die Freiflächen integriert sind, wie das 
optimalerweise geschieht, dann ist das eine Aufgabe für den GaLaBau. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Wiechmann, Ihr Kollege Professor Kaiser hat 
die Kosten verschiedener Maßnahmen verglichen. Sie befürworten Dach- und Fassa-
denbegrünungen, obwohl diese laut der Tabelle von Professor Kaiser 15- bis 20-mal 
teurer als zum Beispiel die Mulden sind. Wie rechtfertigen Sie die hohen Anfangsin-
vestitionen für Dach- und Fassadenbegrünung angesichts der begrenzten finanziellen 
Mittel der Kommunen, aber auch privater Haushalte? Wie wollen Sie sicherstellen, dass 
diese Maßnahmen wirtschaftlich langfristig tragfähig sind? 

Prof. Dr. Thorsten Wiechmann (Technische Universität Dortmund): Ich kenne die 
Tabelle nicht im Detail. Deswegen kann ich dazu nichts sagen. Richtig ist, dass wir 
diese verschiedenen Maßnahmen nicht als Alternativen denken dürfen, sondern wir 
müssen im konkreten städtebaulichen Zusammenhang schauen, was möglich und was 
nicht möglich ist. Wenn solche Mulden also etwa im verdichteten urbanen Bestand 
kaum zu realisieren sind, dann sind natürlich Fassaden- und Dachbegrünungen das 
Mittel der Wahl. 

In Sindelfingen steht das größte Mercedes-Benz-Werk der Welt, das eine sehr große 
und im Augenblick schwarz gestrichene Dachoberfläche hat. Für einen solchen Kon-
zern wären die Kosten einer Begrünung wirklich sehr überschaubar. Sie würde am Stand-
ort auch das Mikroklima für die Beschäftigten verbessern. Wer Sindelfingen kennt: Das 
Werk steht direkt neben der Innenstadt. Die Durchschnittsjahrestemperatur des Wer-
kes von Mercedes-Benz in Sindelfingen liegt 8 Grad über dem der Innenstadt. Wer ein 
Gefühl für Durchschnittsjahrestemperaturen hat: Diese Dimension ist gewaltig. Aus 
Gründen, die ich nicht ganz nachvollziehen kann, ist die Dachbegrünung bis heute nicht 
passiert. 

Ich will nur sagen: Man muss sich den konkreten Standort anschauen. In vielen Fällen 
machen Dach- und Fassadenbegrünungen sehr viel Sinn. Es entsteht auch ein Mehr-
wert für die Nutzer dieser Gebäude, weil es das Mikroklima und die Attraktivität des Stand-
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orts deutlich verbessern kann. Wir haben nicht überall den Platz für eine Versickerung 
in Mulden. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Kaiser, Sie sprechen sich in Ihrer Stellung-
nahme für eine Begrenzung des Trinkwasserverbrauchs aus, um die Resilienz der 
Wasserversorgung in Siedlungsstrukturen zu stärken. Sie sagen insbesondere, dass 
Regen- statt Trinkwasser zur Bewässerung genutzt werden sollte. Nun ist das ja bei-
leibe nichts Neues. Bereits heute können private Hausbesitzer allein aus finanziellen 
Gründen andere Wasserzähler zum Beispiel für das Gartenwasser installieren, um 
kein Trinkwasser für den Rasensprenger zu benutzen. Welche weitergehenden Mög-
lichkeiten zur Reduzierung des Trinkwasserverbrauchs schweben Ihnen vor, etwa 
Trinkwasserkontingente pro Haushalt oder Kopf? Welche Maßnahmen schlagen Sie 
vor? 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Kontingente stelle ich 
mir nicht vor. Wir haben eine Pflicht zur Trinkwasserversorgung, der auch nachgekom-
men wird, aber natürlich spitzt sich das Ganze gerade in Sommermonaten zu, wenn 
es trocken ist. Das ist regional sehr unterschiedlich. Daher ist es sinnvoll, Regenwas-
ser zu nutzen. Der Kollege Henrichs aus Münster hat vorhin geschrieben, dass es nicht 
notwendig ist, als Lebensmittel aufbereitetes Trinkwasser für Toilettenspülungen ein-
zusetzen. Für weniger prominente Einsatzzwecke als Kochen, Duschen, Händewa-
schen und Zähneputzen lässt sich Regenwasser also in weiten Bereichen privater Haus-
halte einsetzen. Schwerpunkt ist die Toilettenspülung – sie ist der größte Verbrauchs-
posten –, aber auch die Waschmaschine. Der Kollege Herr Henrichs hat es gesagt: 
Wenn man das im Neubau macht, dann ist es auch nicht so wahnsinnig teuer, die 
Leitung zu verlegen. Es kann hervorragend mit anderen Möglichkeiten der Regenwas-
serbewirtschaftung kombiniert werden. 

Es gibt aber auch betriebliche Einsatzzwecke bei Unternehmen, die viel Wasser brau-
chen, große Dachflächen haben und damit eine Menge an Kosten einsparen können. 
Insofern kann Regenwasserbewirtschaftung auf diesen Feldern noch sehr viel weiter 
nach vorne getrieben werden. Die Gartenbewässerung mit der Regentonne ist das 
ganz Profane. Das ist sinnvoll und kann jedermann in Eigenhilfe machen, aber die von 
mir angesprochenen Bereiche sind viel weitgehender und auch heute wirtschaftlich 
umsetzbar. 

Vorsitzender Astrid Vogelheim: Ganz kurz eine kleine Korrektur: Meiner Kenntnis 
nach dient der zweite Wasserzähler dazu, dass man Trinkwasser für die Gartenbe-
wässerung nutzt und keine Abwassergebühr für das Trinkwasser bezahlen muss. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Ich möchte den Gebührenaspekt einbeziehen. Natürlich kann 
ich Regenwasser nutzen. Ich komme aus einer Region, in der das Grundwasser ziem-
lich hoch steht. Die Bürger nutzen das auch für ihre Toilettenspülung, Waschmaschine 
usw. Die Frage ist nachher nur, wer für das Abwasser zahlt. Das heißt: Ich brauche den 
zweiten Zähler beim Abwasser, denn sonst zahlt die Alleinstehende – wir haben früher 
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immer gesagt: die Kriegerwitwe; ich bin Kommunalpolitiker –, für die sich der Aufwand 
nicht lohnt, das Abwasser der Cleveren. Die Frage ist, wie man damit umgeht. Das 
gleiche Problem haben wir auch dann, wenn wir auf die Grundstücksentwässerung 
setzen. Ich teile die Skepsis von Professor Pinnekamp. Bei den Pflanzenkläranlagen 
sagen wir ja auch, dass die Kommune die Verpflichtung hat. Das heißt: Wenn ich sie 
habe, dann muss ich einen Nachweis beibringen. Oder die Gemeinde organisiert in 
den ländlichen Regionen tatsächlich auch noch die Schlammentsorgung, um sicher-
zustellen, dass sachgerecht gearbeitet wird. 

Man könnte die Grundstücksentwässerung natürlich anders durchführen. Ad 1: Es lie-
gen die Kanäle. Die Frage ist: Wer zahlt die Kanäle, die gelegt wurden. Demzufolge be-
steht ein gewisser Anschlusszwang, denn wenn man morgen seine Entwässerung 
über sein dezentrales System einstellen würde, hätte man einen Anspruch, sofort an 
die zentrale Entwässerungsanlage angeschlossen zu werden. 

Zum zweiten Aspekt: Mit Blick auf Dortmund oder den Märkischen Sand kann ich das 
nachvollziehen, aber wie gehen Sie damit denn in Städten wie Aachen um, woher die 
Kollegin kommt, wo es in die Mittelgebirgslagen hineingeht und es hängig ist? Man 
muss dort entsprechende Nachweise führen, dass man mit seiner Grundstücksent-
wässerung die Leistungsfähigkeit hat, dass kein Abfluss auf die benachbarten Grund-
stücke stattfindet. Das muss jeder Einzelne selbst nachweisen. Die Frage ist, wie man 
das gebührentechnisch so hinkriegt, dass sich die dezentrale Anlage lohnt. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: An wen geht die Frage? 

Dr. Ralf Nolten (CDU): An Herrn Kaiser. Der hat das schon verstanden. 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Zu der Frage der Re-
genwassernutzung: Auch diesen Tatbestand haben wir damals in Dortmund mit Zähler 
hier und Zähler dort in die Gebühr aufgenommen, sodass die Belange der Stadtentwäs-
serung und der Refinanzierung gesichert sind. Es gibt also tragfähige Modelle, mit de-
nen das gebührentechnisch zu organisieren ist. Das hat immer diesen zusätzlichen 
Zähler zur Folge, der dann eben in Kauf zu nehmen ist. Das Problem ist gelöst. 

Zu der anderen Frage – Herr Pinnekamp hat es gegenüber Frau Nickel angesprochen, 
und auch Sie haben es bezüglich der Überlaufsicherheit aufgebracht –: Natürlich müs-
sen grundstücksbezogene Anlagen den Regeln der Technik entsprechend erstellt, in-
stand gehalten und betrieben werden. So heißt es auch in unserem Regelwerk, das 
wir gerade neu formuliert und ordentlich erweitert, aber auch entschlackt und geklärt 
haben. Das ist eine große Aufgabe. Ich kenne auch Anlagen, die aus dem Ruder lau-
fen. Wir müssen da eine Refinanzierung schaffen, damit ein Akteur – das kann nicht 
die Wasserbehörde sein – diese Anlagen nachhaltig im Blick hat. Bei den Kleinkläran-
lagen wird die Aufgabe der qualitativen Selbstüberwachung wahrgenommen, aber das 
ist ein kleiner, eher schrumpfender Bereich. 

Im urbanen Raum gibt es einen wachsenden Bereich mit vielen dezentralen Anlagen 
und zwei Akteuren. Das sind erstens die Wasserbehörden, deren wasserrechtliche 
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Erlaubnisse zeitlich befristet sind, also auslaufen. Das wäre ein Zugriff. Sie sind aber 
personell überhaupt nicht ausgestattet, um nach 20 Jahren für Qualität zu sorgen. Sie 
haben auch nicht das vitale Interesse. Die vitalen Interessen haben zweitens die Stadt-
entwässerungsbetriebe. Sie sind darauf angewiesen, dass diese Anlagen leistungsfä-
hig sind. Dort muss darüber nachgedacht werden, wie man diese Überwachung orga-
nisiert und refinanziert. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass man im Ergebnis dazu 
kommt, dass auch für Versickerungsanlagen eine kleine Gebühr entrichtet wird, um 
genau diesen Posten finanzieren zu können. Sagen wir einmal: 10 % der Gebühr. Dann 
könnte man in einer Großstadt Mitarbeiter ein- und eine Gruppe zusammenstellen, die 
sich professionell um 20 Jahre alte Versickerungsanlagen kümmert und deren Perso-
nalbedarf refinanziert wäre. 

Ich glaube, das muss man ganz offen angehen. Wenn man den Weg zu dieser wasser-
sensiblen Siedlungsentwicklung und dezentralen Anlagen auf privaten Grundstücken 
in Kauf nimmt, provoziert oder möchte, dann muss man deren Funktionsfähigkeit als 
Stadtentwässerungsanlagen garantieren können. Ich gebe Ihnen recht: Dieses Feld 
ist noch nicht richtig bestellt. Dort sind mutige Schritte zu gehen, aber ich würde sagen: 
Sie sind leistbar. Das ist kein Grund, deshalb die Flinte ins Korn zu werfen und diesen 
Ansatz zu diskriminieren. 

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Nein, das wollte ich auch nicht!) 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Herr Professor Henrichs, wir haben schon eine ganze 
Menge gehört, was über- bzw. bedacht wurde und wo man tatsächlich Konzepte ent-
wickelt. Welche Forschungsprojekte wären jetzt noch fällig? Welche Fragen wurden 
noch nicht beleuchtet? Wo sind Lücken in dem, was wir wissen und wie wir es anwen-
den können? 

Prof. Dr. Malte Henrichs (FH Münster [per Video zugeschaltet]): Ich würde gerne 
zwei Punkte adressieren. Auf der einen Seite ist es exakt der Bereich „Künstliche In-
telligenz“ respektive „Machine Learning-Algorithmen“, der uns bei den digitalen Zwil-
lingen weiterhilft. Dort müssen wir den Fokus setzen, denn dort haben wir in allen Be-
reichen Chancen, in denen wir über digitale Zwillinge verfügen – ob bei der Verbesse-
rung der Niederschlagsprognose, der Nutzung der schnelleren Rechenzeit von Stark-
regenvorsorgemodellen oder der Steuerung von Kanalnetzmodellen in der integralen 
Betrachtung zusammen mit Kläranlagen, um weniger Schadstoffe in die Gewässer zu 
emittieren. Dort haben wir großen Bedarf und können vor allem den Bestand adressie-
ren. Denken Sie an die Kanalnetzsteuerung: Dort haben wir die Möglichkeit, gut vorge-
nommene Investitionen aus der Vergangenheit – der Kollege von der CDU hat sie ge-
rade angesprochen – deutlich zu ertüchtigen und effizienter zu betreiben. 

Auf der anderen Seite ist es dieses trans- und interdisziplinäre Zusammenspiel in der 
Stadt. Wir reden viel von blauen und grünen Strukturen. Wir müssen die jahreszeitli-
chen Wasserprozesse verstehen und gut überlegen, wie wir sowohl gegenüber Stark-
regen, aber auch gegenüber Dürre- und Trockenperioden resilient werden können. 
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Hedwig Tarner (GRÜNE): Herr Professor Dickhaut, Sie haben in Ihrer Stellungnahme 
eine Toolbox mit Planungshilfen erwähnt. Welche Vorteile hat so eine Toolbox? Hilft 
sie vor allen Dingen auch bei Niedrigwasser? 

Prof. Dr. Wolfgang Dickhaut (HafenCity Universität Hamburg [per Video zugeschal-
tet]): Sie sprechen die Toolbox zur blau-grünen Infrastruktur in Straßenräumen an. 
„BlueGreenStreets“ heißt das Projekt. Bevor ich dazu kurz ausführe, möchte ich aller-
dings zwei oder drei Punkte der Vorredner kommentieren, ergänzen usw. 

Zum einen möchte ich bestätigen, was Herr Kaiser hinsichtlich der Maßnahmentypen 
und des Vorgehens bei der Planung ausgeführt hat. Das ist gängige Praxis im Neu-
baubereich und muss auf jeden Fall gestärkt werden. Ich möchte einen Maßnahmen-
typ hervorheben, den er angedeutet hat, und den Begriff benennen: multifunktionale 
Flächennutzung in der Regenwasserbewirtschaftung. Das ist ein ganz wichtiger As-
pekt. Wir dürfen Flächen gerade bei Nachverdichtung nicht immer nebeneinander den-
ken, sondern wir müssen sie zusammenhängend planen und denken. Die DWA als 
regelungsgebende Organisation hat ein Regelwerk ausgearbeitet, um das für die Kom-
munen in den nächsten Jahren einfacher zu machen, weil hinsichtlich Verkehrssicher-
heit usw. einige Befürchtungen bestehen. Das versuchen wir, mit diesem Regelwerk 
zu verändern. 

Ich möchte Herrn Siekmanns Ansatz hinsichtlich der integralen Planung bestätigen. 
Das ist auch der Übergang zu unserer BlueGreenStreets-Toolbox, weil wir diesen An-
satz auch dort sehr intensiv vorgestellt haben. Das Zusammenarbeiten von Verkehrs-
planung, Grundplanung und Wasserwirtschaft in den ersten Planungsphasen bei der 
Entwicklung der ersten Ideen ist ungemein wichtig, um diese Klimaanpassung von Stra-
ßenräumen planen zu können. 

Was ist diese blau-grüne Infrastrukturbox für Straßenräume? In dem durch das BMBF 
geförderten Projekt haben wir substanziell die Bereiche „grün“ und „blau“, also Was-
ser- und Grünplanung, zusammen gedacht und mit der Verkehrsplanung abgestimmt, 
wie diese Flächenanteile in den sehr großem Nutzungsdruck unterliegenden Straßen-
räumen umzusetzen sind. Adressiert wird sowohl Hitze- und Überflutungsschutz, aber 
auch die Verbesserung der Aufenthaltsqualität in den Straßenräumen. Dadurch, dass 
das Projekt über sechs Jahre lang sehr intensiv in konkreten kommunalen Verkehrs-
planungsprojekten umgesetzt wurde, haben wir uns den zentralen Umsetzungshinder-
nissen widmen können und dazu Ansätze entwickelt. Wir nennen sie „Planungshilfen“ 
für konkrete klimaangepasste Straßenräume der Zukunft. 

Wir gehen davon aus, dass dieser Straßenraum als ein wichtiger Raum im Siedlungs-
kontext, der im innerstädtisch verdichteten Bereich 20 % bis 30 % der Gesamtfläche 
einnehmen kann, auch ein zentral wichtiger Raum ist, um Klimaanpassungen in den 
Städten voranzubringen, und von den Kommunen selbst geplant werden kann. Dort 
braucht es also eine systematische Veränderung. 

Zu den Planungshilfen nenne ich zwei oder drei Stichpunkte. Sie können mich am Ende 
der drei Minuten ja stoppen. Wir haben Hilfen aufgestellt, wie man Flächen für blau-
grüne Infrastruktur aus der Verkehrsfläche herausbekommt. Wir haben die Instrumente 
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zusammen mit Verkehrsplanern entwickelt und beschrieben, wie man in den Straßenräu-
men Flächen für blau-grüne Infrastruktur generieren kann. Wir haben auch Planungs-
hilfen für die verwaltungsinterne Zusammenarbeit entwickelt, damit viel experimentiert 
und die Erfahrungen zusammengestellt. Dort ist das Thema der integralen Planung – 
wir nennen das „Planungsphase Null“ – sehr explizit beschrieben. Wir haben uns damit 
auseinandergesetzt, wie man – ein fachlich durchaus umstrittenes Thema – die soge-
nannten Baumrigolen zukünftig erarbeitet oder beplant, Anlagen gebaut, diese evalu-
iert und die Ergebnisse zusammengefasst, um die Kommunen zu unterstützen, hierbei 
voranzukommen. Wir haben uns mit Detailthemen wie dem Umgang mit Tausalz bei der 
Umsetzung solcher Maßnahmen auseinandergesetzt und Vorschläge gemacht, wie 
man mit dieser Problematik umgehen kann. 

Als Letztes, eingehend auf eine Frage: Es gibt in diesem Werk auch Planungshilfen zur 
Verwendung von Pflanzen für wechseltrockene und wechselfeuchte Standorte. Diese 
Pflanzentypen existieren tatsächlich. Die Fachleute können sie uns auch benennen. Das 
wurde in der Toolbox zusammengestellt. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Kaiser, in den Stellungnahmen wurde kritisch 
angesprochen, dass eine flächendeckende dezentrale Versickerung zu Problemen wie 
Vernässung von Kellern und strukturellen Schäden führen könnte. Welche spezifischen 
Maßnahmen können in der Planung und Umsetzung ergriffen werden, um diese Be-
denken auszuschließen und gleichzeitig die Vorteile der dezentralen Versickerung wie 
die Reduktion von Abflussmengen und die Verbesserung der Wasserqualität zu erzielen? 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Einleitend möchte ich 
feststellen: Wenn wir Siedlungsgebiete erschließen oder in der Vergangenheit er-
schlossen und über Kanäle entwässert haben, dann wird bzw. wurde das Regenwas-
ser zum großen Teil von den befestigten Flächen abgeleitet. Das heißt: Die Speisung 
des Bodenwasserhaushaltes des Grundwassers in diesem Bereich ist zurückgegan-
gen. Es ist also trockener geworden. Das macht sich jetzt, in Zeiten des Klimawandels, 
noch stärker bemerkbar. Insofern ist das eine Veränderung des Wasserhaushaltes. 

Im Emscher-Gebiet haben wir probiert, in bestehenden Siedlungsgebieten 15 % der 
befestigten Flächen wieder vom Kanalnetz abzukoppeln, um vor Ort zu versickern. 
Diese Größenordnung führt den Wasserhaushalt vor Ort nicht auf das ursprüngliche 
Maß zurück, was Versickerungen angeht, aber in die Nähe. In aller Regel war das 
auch für bestehende Siedlungsgebiete unkritisch. Es gibt aber alte Baustrukturen, in 
denen frühere Kohlenkeller heute Hobbyräume und Souterrainwohnungen sind oder 
in den 70er-Jahren Kellerbars waren, also anders genutzt werden. In Teilbereichen, 
vor allem am unteren Ende einer Zechensiedlung, kann es zu solchen Veränderungen 
kommen, die dann mit den höherwertigen Nutzungen kollidieren. Das waren in 30 Jah-
ren meiner Beobachtung nach Einzelfälle, die man in der Örtlichkeit, aber auch vorab 
identifizieren kann. Das heißt: Wenn man so etwas im Bestand macht, dann muss man 
das als Teil der Grundlagenermittlung mit in den Blick nehmen und kann das in aller 
Regel auch entschärfen. Es ist ein eher randständiges Thema, auch im Bestand. 
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Im Neubau ist es überhaupt kein Problem, weil heute ganz anders gebaut wird und 
jeder Architekt seine Baulichkeiten natürlich so auslegt, dass sie dem endgültigen Zu-
stand genügen. Wenn ein Baugebiet mit Versickerung neu beplant wird, dann halten 
die Kellermauern das auch aus. Dieses Thema lässt Befürchtungen psychologisch erst 
einmal wachsen, ist bei den Initiativen im Emscher-Gebiet in den letzten 30 Jahren 
realiter aber sehr selten zum Tragen gekommen. Wir haben daraus gelernt, worauf 
man aufpassen muss, wenn man eine solche Initiative in einem Siedlungsgebiet startet. 
Ich würde sagen: Das Thema ist beherrschbar und muss offen kommuniziert werden, 
weil es große Ängste der Eigentümer mit sich bringt. 

Stephan Wolters (CDU): Herr Siekmann, wenn Sie nach draußen blicken, dann se-
hen Sie auf den Rhein. Der Rheinpegel ist oftmals Indikator für Witterungsverhältnisse. 
Bis zum Herbst 2023 gab es eine lang anhaltende Dürreperiode. Erst im Herbst 2023 
kam es – ein gegenteiliges Ergebnis – zu sehr vielen Niederschlägen. Für den versie-
gelten Bereich bedeutet das enorme Herausforderungen, übrigens nicht nur die tech-
nischen Herausforderungen, die wir heute vielfach angesprochen haben. Vielmehr geht 
das, was wir in der Versorgungssicherheit unserer Bevölkerung zugrunde legen wol-
len, mit dem schwanken Wasserdargebot einher. 

Für uns wäre es wichtig, einmal zu hören, welche Konzepte für den versiegelten Be-
reich der innerstädtischen Gebiete zugrunde gelegt werden können – „Schwammstadt“ 
ist ein oft genutzter Begriff –, die die Versorgungssicherheit der Bürger in solch schwie-
rigen Zeiten betreffen, wie wir sie bis zum Herbst 2023 zumindest am Rande erfahren 
konnten. Welche Möglichkeiten gibt es? Welche Ergänzungen sind aus Ihrer Sicht viel-
leicht notwendig, um so etwas umsetzen zu können? 

Dr. Marko Siekmann (PFI Planungsgemeinschaft): Das Thema „Trockenheit und 
wenig Wasser im Angebot“ ist ganz komplex. Dieser März ist der trockenste seit Be-
ginn der Aufzeichnungen. Auf dem Weg hierher habe ich in den Nachrichten von den 
jetzt schon wieder aufflammenden Feuern zum Beispiel in den Wäldern bei Hagen ge-
hört. Trockenheit ist eine große Herausforderung im Klimawandel, genauso herausfor-
dernd wie Starkregen, Überflutungen und derartige Themen. Wir haben eben das Thema 
„Substitution von Trinkwasser“ im Zusammenhang mit der Schwammstadt und der 
Speicherung von Wasser in der Stadt, um es zumindest für Bewässerungszwecke 
oder niedere Zwecke im häuslichen Bereich wie die Toilettenspülung etc. nutzen zu 
können, besprochen. Das sind mit Sicherheit erste Ansätze, wie wir Wasserverbräu-
che in Trockenzeiten optimieren können. 

Nach vier Monaten Trockenzeit im Sommer ist aber jeder innerstädtische Speicher leer. 
Also wird man mit den Menschen vor Ort im Zusammenhang mit Nutzungen privater 
Natur wie dem Bewässern von Rasenflächen, der Autowäsche oder dem Befüllen von 
Pools, wie es in der Vergangenheit schon vorgekommen ist, in Kontakt treten und sie 
vorbereiten müssen. Um die Gesamtwasserversorgung resilienter zu gestalten, über-
legen alle Wasserversorgungsunternehmen aber auch, Fernwassersysteme besser 
miteinander zu vernetzen. Im Süden ist es vielleicht die Bodenseewasserversorgung. 
Frau Nickel könnte wahrscheinlich besser darüber berichten, die Trinkwasserversorgung 
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in Berlin in extremen Trockenzeiten zum Beispiel über die Ostsee sicherzustellen. Da-
bei muss man aber immer bedenken: Der Bau dieser großen Leitungssysteme dauert 
mehrere Jahre bis zu einem Jahrzehnt. Wie dann der Wandel weitergegangen sein 
wird, möchte ich nicht vorhersagen. Es wird also vermutlich nicht die Vernetzung des 
Bodensees und der Ostsee sein, um vielleicht auf halber Strecke noch den Tagebau 
damit zu fluten. So wird es nicht funktionieren. 

Wir müssen klug überlegen, wie wir die Versorgungsinfrastruktur etwas großräumiger 
und – das wurde eben bezüglich Klimawandelanpassungen schon erwähnt – die Re-
gionen besser miteinander vernetzen. In manchen Regionen besteht ein Wassermangel. 
Trotzdem ist zum Beispiel eine Veränderung des Ruhrverbandsgesetzes ein richtiger 
Weg, um im Sommer mit Wassermangel umzugehen, die Mindestwasserführung et-
was runterzufahren und die Wasserversorgung im Ruhrgebiet dauerhaft sicherzustellen. 
Es handelt sich um einen komplexen Mix aus Fernwasserversorgung und besserer 
Vernetzung, die aber auch nicht alles regeln kann, bis hin zu der dezentralen Nutzung 
der Ressource, der – Malte Henrichs hat eben gesagt – Ernte von Regenwasser und 
der Substitution von Trinkwasser im Einzugsgebiet selbst. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Leider sind die kommunalen Spitzenverbände nicht 
erschienen, aber vielleicht kann jemand aus Ihrer Riege, vielleicht Herr Mildenberger, 
eine Antwort geben Die Spitzenverbände kritisieren die Förderrichtlinie zur Klimaan-
passung wegen eines zweistufigen Förderungsverfahrens. Wissen Sie, warum es zwei-
stufig ist? Kann man das ändern? Ist das anpassbar? Wo ist der Mehrwert? 

Christian Mildenberger (NRW.Energy4Climate): Ich glaube, da bin ich jetzt nicht 
ganz der richtige Ansprechpartner, aber ich kann es vielleicht ein bisschen allgemeiner 
zusammenfassen, weil wir mit den kommunalen Spitzenverbänden durchaus in Kon-
takt stehen. Manche Förderrichtlinien sind viel zu komplex. Wir führen in unserer Stel-
lungnahme aus, dass wir schon der Überzeugung sind, dass wir Förderprogramme ers-
tens einfacher gestalten und zweitens zusammenführen müssen. Unsere Institution 
als Landesgesellschaft hat ein Fördernavi auf den Weg gebracht, damit sich die Kom-
munen überhaupt durch die einzelnen Förderprogramme bewegen können. 

Wir haben vorhin schon das Thema „Bürokratieabbau“ angesprochen. Ich glaube, dass 
viele Förderprogramme auch deshalb nicht ausreichend genutzt werden, weil sie zu 
kompliziert sind. Man müsste in Kommunen eine Person mit sehr viel Sachverstand 
extra einstellen, um eine Förderung überhaupt beantragen zu können. Viele, gerade auch 
kleinere Kommunen nehmen davon Abstand. Ich kann mir vorstellen, dass die kommu-
nalen Spitzenverbände gerade darauf abzielen, und ich wüsste nicht, warum irgend-
welche Förderprogramme nicht verändert werden können. 

Wir befinden uns aktuell in einer Lage, in der wir auch mit der Europäischen Kommis-
sion in Kontakt treten könnten, wenn europäische Förderprogramme betroffen wären, 
um Dinge zu vereinfachen, zu entschlacken und um zu sagen: Wir kommen bei diesem 
oder jenen Thema ohne Förderung zwar nicht aus, aber lasst uns bitte nicht 18-seitige 
Förderprogramme durcharbeiten oder zweistufige Beantragungen durchlaufen. – Die 
kommunalen Spitzenverbände sprechen auch mir persönlich aus dem Herzen. 
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Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Dr. Siekmann, Sie 
haben in Ihrer Stellungnahme erwähnt, dass das Instrument der Notabflusswege not-
wendig werden könnte, um bei Starkregen anfallende Niederschläge schadensfrei ab-
zuleiten. Was sind Notabflusswege? Wie sehen sie aus? Können sie möglicherweise 
auch über private Grundstücke verlaufen? Wer bezahlt sie? Könnte man sie aus Ge-
bühren finanzieren? Dazu hätte ich gerne ein bisschen mehr Informationen. 

Dr. Marko Siekmann (PFI Planungsgemeinschaft): Notabflusswege stellen die Mög-
lichkeit dar, besonders starken Regen – wir sprechen von Wiederkehrzeiten einmal in 
20, 30 und 50 Jahren oder seltener – über Siedlungsinfrastrukturen ableiten zu können. 
Ein Notabflussweg ist zum Beispiel ein über die Straße abgeführter Regenwasseranteil 
des starken Niederschlags, der als Ziel möglichst eine Frei- oder Grünfläche etc. und 
nicht den Keller der Nachbarbebauung hat. Die Idee ist also, bei den besonders starken 
Niederschlägen Wasser schadenfrei aus der Stadt rauszubringen. Der normale kleine 
Starkregen – wir nennen ihn auch „Bemessungsregen“ – kann unsere Bemessungs-
infrastruktur ableiten. Das kriegt der Regenwasser- und der Mischwasserkanal, unter-
stützt durch die dezentralen Strukturen wie Versickerungsanlagen, Mulden, Rigolen, 
Mulden-Rigolen-Systeme etc., gut in den Griff. 

Wenn diese Anlagen vollgelaufen sind, und sie sind nun einmal regelmäßig voll – wir 
alle haben irgendwie das Gefühl, dass das 100-jährliche Ereignis in der Gesamtrepublik 
einmal am Tag vorkommt; in Städten kommt es zumindest mehrmals im Jahr vor –, dann 
helfen diese Notabflusswege, Wasser über Straßen, die statt im Dach- im V-Profil mit 
Mittelneigung nach unten angelegt sind, das Wasser aus Siedlungen rauszubringen. 
Schwierig wird es, wenn ich damit aus öffentlichen Bereichen über private Flächen 
gehen möchte. Dann brauche ich eine privatrechtliche Vereinbarung, dass das funkti-
oniert. Das gelingt uns meistens nicht gut. Wenn man es einfach macht, dann ist es 
ein enteignungsgleicher Eingriff. Also muss man schon versuchen, zumindest die öf-
fentliche Infrastruktur möglichst auch auf öffentlichen Wegen mit Notabflusswegen zu 
gestalten. 

Zum Beispiel im Zusammenhang mit großen privaten Liegenschaften – wir haben vorhin 
über das Thema gesprochen – muss auf Industrie- und Gewerbeflächen ein Überflu-
tungsmanagement sichergestellt und eine Starkregenvorsorge betrieben werden. Privat-
leute können ihre Fahrwege auf privaten Flächen natürlich auch selbst als Notabflussweg 
nutzen, um zum Beispiel von der Lagerhalle, in der sich hochwertige Güter befinden, 
auf Freiflächen dieser Gewerbeimmobilien wegzuleiten. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Kaiser, in Ihrer Stellungnahme sprechen Sie 
von der Notwendigkeit der rechtlichen Anpassung und der Schaffung von Grundlagen, 
die ohne Förderbedarfe auskommen können. Welche gesetzlichen Änderungen sind 
Ihrer praktischen Erfahrung nach notwendig, um die Anforderungen an wassersensible 
Siedlungsentwicklung verbindlich festzuschreiben? Wie können bürokratische Hürden 
und dysfunktionale Konstellationen in Planungsprozessen überwunden werden? Wie 
können kommunale Entwässerungsbetriebe die Stadtentwässerung und Niederschlags-
wasserbewirtschaftung effizienter organisieren? 
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Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Das ist eine schwierige 
Frage. Helfen würde schon eine Zielorientierung auf die Grundsätze der Abwasserbe-
seitigung, so wie sie im Wasserhaushaltsgesetz und im Landeswassergesetz formuliert 
sind. Diese gehen in die Richtung der wassersensiblen Siedlungsentwicklung. Dabei 
steht die Versickerung an erster und die Ableitung an letzter Stelle der Klaviatur, wie 
man mit Regenwasser umzugehen hat. Sie sind zwar gleichrangig formuliert, aber die 
Reihenfolge lesen Juristen als Rangfolge. Dort muss man nichts ändern, sondern das 
steht in beiden Gesetzen. Das sollte im Land Nordrhein-Westfalen die Richtschnur sein. 

§ 48 beschreibt die Abwasserüberlassungspflicht Privater gegenüber der Kommune. 
Andere Bundesländer haben sehr radikale Lösungen gewählt. In Berlin wurde er ersatz-
los gestrichen. Dieses Thema wird in Nordrhein-Westfalen extrem kontrovers disku-
tiert, weil es die Befürchtung gibt, dass die öffentliche Entwässerungsinfrastruktur nicht 
mehr refinanziert werden könnte, sondern sich die Leute ähnlich wie bei den Gasnetzen 
nacheinander abmelden würden und die Kommunen auf den Lasten sitzen blieben. In 
dem Spektrum bewegt sich diese Diskussion. 

Ich habe dazu aufgrund meiner Erfahrung aus dem Ruhrgebiet eine etwas andere Auf-
fassung. Ich sehe schon die mit dieser Abwasserüberlassungspflicht gegebene große 
Einladung an die Entwässerungsbetriebe, von ihrer Monopolstellung Gebrauch zu ma-
chen und Flächen, die gebührenpflichtig entwässert werden, über das sinnvolle Maß 
hinaus zu akquirieren. Das gehört zu diesem Spektrum der Abwägung dazu. Ich kann 
beiden Seiten etwas abgewinnen. In einem Stadtstaat wie Berlin hat man radikal ge-
handelt und diese Abwasserüberlassungspflicht aufgegeben. Es ist eine Option, wie 
man mehr Schwung in die ganze Geschichte kriegen könnte. Ich halte die Befürchtung, 
dass die Kommunen bzw. die Stadtentwässerungsbetriebe auf ihren reihenweise nicht 
refinanzierten Entwässerungsinfrastrukturen sitzen bleiben, für nicht so groß. 

Ich glaube, die Entlastungseffekte, die die Entwässerungsinfrastruktur ohne bauliche Er-
gänzung wieder leistungsfähig machen, sind nicht zu unterschätzen. Das heißt: Damit 
sind große Kosteneinsparungen zu verbinden, nach denen im Emscher-Gebiet auch 
gesucht wurde. Eine Abkopplung haben wir nicht betrieben, um die Stadtentwässerungs-
betriebe um Einnahmen zu bringen, sondern um Sanierungserfordernisse hydrauli-
scher Art zu substituieren und damit Investitionserfordernisse auf der öffentlichen Seite 
zu minimieren. In diesem Kontext steht das also. Das ist ein großer Schritt. Ich werfe 
ihn als politische Fragestellung noch einmal auf, ohne zu sagen, dass man es so oder 
so machen müsse. Er würde eine grundlegende Weichenstellung bewirken. 

Ansonsten gibt es die Ebene der Bauleitplanung, die jede Kommune auszufüllen hat 
und auf der – ich wiederhole mich bei meinen Kollegen – ein integraler Planungsansatz 
diese Dinge in der Ortsatzung implementiert; ein Bebauungsplan ist auch ein Gesetz. 
In den letzten Jahrzehnten sind wir weit gekommen, aber ich sehe auch viele Bebau-
ungspläne, in denen das in der gebotenen Art und Weise noch immer nicht verankert 
ist. Der Kollege aus Hamburg hat vorhin von der Phase Null gesprochen, in der solche 
grundlegenden konzeptionellen Leitlinien vielleicht stadtweit für alle Bauleitplanvorha-
ben festgelegt werden sollten, sodass die Bauleitplanung zumindest in der Siedlungs-
neuentwicklung das ausführende Organ sein kann. 

Ich glaube, die drei Minuten sind vorbei. 
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Dr. Ralf Nolten (CDU): Bei Aufgabe dieser Abwasserüberlassungspflicht braucht man 
ein Solidarprinzip. In Kommunen in der Eifel liegt die Abwassergebühr bei über 7 Euro 
liegt. Man weiß, wer sich dort verabschiedet und wer zum Vorteil von Großräumen wie 
Aachen kommunal auf den Kosten sitzen bleibt. Das muss man konsequent zu Ende 
denken. 

Wir haben eben über die Emscher gesprochen. Das ist der Elefantenkönig in der Ab-
wasserwirtschaft: 30 Jahre lang wurde daran gebaut, Milliarden wurden nur im räum-
lichen Ausbau versenkt. 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Verbaut!) 

Zur Mindestwasserführung der Ruhr: Ich weiß nicht, wie viele Jahre wir gebraucht haben, 
bis das Ruhrverbandsgesetz geändert war. Herr Kaiser, nehmen Sie einmal irgendein 
HQ50 oder HQ100, rechnen Sie sich die dann auftretenden Wassermassen aus – wir dis-
kutieren schon seit 10 oder 15 Jahren über Schwammstadt, blau-grüne Infrastruktur 
usw. –, und sagen Sie mir: Wenn die ersten 10 % dieser Menge über Rigolen usw. 
versickern sollen, wie lange braucht man dann, um das in einer Stadt umzusetzen? 
Wie viele Jahre braucht man für 50 %, 60 % und 70 %? Über welche Zeiträume reden 
wir eigentlich, wenn wir immer so locker von „Smart City“ usw. sprechen? Das klingt ja 
wie Coffee to go: im Vorübergehen. 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Damit eröffnen Sie 
ein Feld, das schwierig zu beantworten ist. Ich will es etwas bildlich machen: Wenn Sie 
eine Versickerungsanlage auf einem größeren Grundstück anordnen und damit das 5-
jährliche Ereignis beherrschen, dann haben Sie schon 70 % und mehr des Volumens 
geschaffen, das Sie bei einem 30-jährlichen Ereignis brauchen. Sie brauchen also 
nicht sechsmal so viel für das 30-jährliche wie das für das 5-jährliche Ereignis. Das 
heißt: Die dezentralen Maßnahmen auf den Grundstücken leisten eine ganz große 
Menge. Wenn Sie es geschickt anstellen, dann ist diese Mulde so angeordnet, dass 
Sie die weiteren 30 % auf dem Grundstück vollständig umsetzen können. Insofern ge-
hört das erst einmal qualitativ zu dem Standort dazu, dass Sie wirklich leistungsfähig 
sind und das Problem an der Wurzel lösen, also vor dem großen Zusammenfließen 
der Wassermengen. 

Wir haben uns im Ruhrgebiet bzw. im Emscher-Gebiet bemüht, 15 % der befestigten 
Flächen abzukoppeln. Ich glaube, wir sind bei 8 % gelandet, haben damit aber auch 
die Tendenz des normalen Zuwachses abgedreht. 15 % hatten wir uns vorgenommen. 

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Wann?) 

– In diesen 15 Jahren. Es gab dieses Projekt „15 % in 15 Jahren“. Das ist eine große 
Anstrengung in einem sehr schwierigen Raum. Ob das ausreicht, ist die eine Frage. 
Wo ständen wir, wenn wir es nicht gemacht hätten, ist die andere Frage. Die Frage 
muss man so beantworten: Wir werden das Problem nicht völlig lösen können und 
dem Klimawandel wahrscheinlich hinterherdackeln, aber es nicht zu tun, ist nicht die 
richtige Strategie. 

(Dr. Ralf Nolten [CDU]: Das sehe ich ein! Nur um die Ehrlichkeit im 
Zeitraum geht es uns!) 
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Julia Kahle-Hausmann (SPD): Wir haben den Emschergenossenschaftsfestspielen 
nichts mehr hinzuzufügen. 

(Heiterkeit) 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Ich habe noch eine abschließende Frage. Herr Professor 
Dickhaut, Sie arbeiten nicht nur in Deutschland, sondern auch über die Grenzen hin-
aus. Was können wir von unseren Nachbarn lernen? Wie gehen sie mit Hoch- und 
Niedrigwasser um? 

Prof. Dr. Wolfgang Dickhaut (HafenCity Universität Hamburg [per Video zuge-
schaltet]): Das ist ein breites Feld. Erst einmal sollten wir betonen, dass wir in Deutsch-
land durchaus sehr gut aufgestellt sind. Das wird auch durch die Äußerungen der Kol-
legen und Kolleginnen sehr deutlich. Dennoch macht es natürlich Sinn, ab und zu ein-
mal ins Umfeld zu blicken. Für mich bzw. für uns, die wir in den Themen arbeiten, sind 
insbesondere Rotterdam und Kopenhagen Städte, von denen man einiges lernen und 
in denen man sehen kann, wie Dinge funktionieren. Ich möchte zwei oder drei Aspekte 
hervorheben. 

Sowohl Rotterdam als auch Kopenhagen haben einen stadtweiten Vorsorgeplan, der 
Regenwassermanagement für die unterschiedlichen Szenarien betreibt, also für die 
Bemessungsereignisse von fünf bis zehn Jahren genauso wie für die Starkregenereig-
nisse ab einem 30-jährlichen Ereignis. Die gesamte Stadt wird im Zusammenhang be-
trachtet. Es geht auch darum, Notwasserwege gesamtstädtisch zu planen. In Kopen-
hagen wurde das mit dem sogenannten Cloudburst Management Plan meiner Ein-
schätzung nach recht vorbildlich gemacht. Die entsprechenden Regelungen bestehen 
aus ganz einfache Dingen. Wenn beispielsweise Straßen neu geplant werden, dann 
muss ein Freibord von mindestens 10 cm Höhe festgelegt werden, um die Überflu-
tungsproblematik bei diesen Notwasserwegen zu den Gebäuden, in die Keller usw., 
zu verhindern. Das ist diesbezüglich also eine generelle Regel. Ich will nicht ins Detail 
gehen, aber man kann sich dort einiges abschauen, was die gesamträumliche Planung 
angeht. 

Gleichermaßen sind beide Städte auch in der Umsetzung von innovativen Lösungen 
recht gut. Rotterdam ist aus meiner Sicht deswegen sehr vorbildlich bei den Themen 
„multifunktionale Flächennutzung“ und „temporäres Zwischenspeichern“, weil dort die 
Situation besteht, eigentlich so gut wie kein Wasser in den Untergrund bekommen zu 
können. Das heißt: Dort muss oberflächlich sehr viel abgespeichert werden, was mit 
den städtischen Nutzungen verträglich sein muss. Dort wurde vieles in Projekten um-
gesetzt und in Betrieb genommen, dessen Funktionsweisen man sich abgucken kann. 
Natürlich kann man auch Probleme bei der Umsetzung erkennen, wenn es um Unter-
haltung geht, aber diesbezüglich sind wir nicht mehr bei null. 

Kopenhagen hat aus meiner Sicht noch einen Aspekt sehr positiv umgesetzt: grün und 
blau in Neubaugebieten großflächiger und stärker zusammen zu planen sowie zum 
Beispiel Straßenräume und auch Plätze umzubauen, wo die Begrünung, die Verbes-
serung der Aufenthaltsqualität in den Städten und die wasserwirtschaftliche temporäre 
Rückhaltmöglichkeit zusammen gedacht und auch umgesetzt wurden. Ich würde 
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behaupten, dass das in der Stadt großflächiger als in Deutschland umgesetzt wurde. 
In Deutschland gibt es viele kleinere Pilotprojekte. Für mich ist Kopenhagen immer 
eine Reise wert, um mir die größere Umsetzung anzuschauen. 

Zum Schluss: Ich glaube, wir sind schon sehr gut aufgestellt. Die Details müssen wir 
sehr bundesrepublikanisch oder nordrhein-westfälisch entwickeln. Im Detail unterschei-
den sich Lösungen natürlich. Die heute auf den Tisch gelegten Vorschläge sind aus 
meiner Sicht sehr zielführend und zukunftsträchtig. 

Dietmar Brockes (FDP): Auch ich habe eine abschließende Frage. Herr Professor 
Kaiser, das Thema „Einsatz von KI“ insbesondere zur Herstellung von Gefahrenkarten 
wurde eben schon angesprochen. Welche Vorteile bieten KI und digitale Zwillinge aus 
Ihrer Sicht für die Planung von Siedlungsgebieten und die Analyse von unterirdischen 
Infrastrukturen? Welche Herausforderungen sehen Sie bei der Implementierung und 
was die Kostenfrage sowie die Effizienz von Infrastrukturprojekten angeht? 

Prof. Dr. Mathias Kaiser (Technische Universität Dortmund): Der Kollege Henrichs 
hat es vorhin schon angesprochen. Ich will einen besonderen Fokus darauf legen. Wir 
sind in der Wasserwirtschaft großräumig sehr weit mit der Digitalisierung und den di-
gitalen Zwillingen. Daraus ergeben sich ganz neue Möglichkeiten, Starkregenvorsorge 
zu betreiben. Uns liegen die statischen Starkregengefahrenkarten nun flächendeckend 
für Nordrhein-Westfalen vor. Das war ein Prozess von 15 Jahren seit den Anfängen. 
Das Land hat sie gefördert. Sie wurden dann immer weiter entwickelt. Damit sind für 
die Planung und Ersteinschätzung große Überblickswerke und -möglichkeiten gegeben. 

KI und digitale Zwillinge erlauben die Erarbeitung von dynamischen Starkregengefah-
renkarten, das heißt: die Einspeisung aktueller Überflutungs- oder Regenereignisse 
und die Abbildung der Abschlussverhältnisse, sodass sogar während eines Starkregener-
eignisses ganz konkret so gehandelt werden kann, dass die größten Schäden abge-
wendet werden können. Das ist auf dem Weg. Eine Reihe von Forschungsprojekten 
dazu, auch in Nordrhein-Westfalen, wurden jüngst publiziert. Das ist sicher die Zukunft. 

Mein eigenes Tätigkeitsfeld ist auch die ganz konkrete Planung, also die objektbezo-
gene Straßen- und Baugebietserschließung, Straßengradienten, Höhen usw. In den 
vergangenen Jahren haben wir die erfolgreiche BIM-Integration in den Hochbau erlebt 
und sind im Moment dabei, das auf die Infrastrukturplanungen zu übertragen. Das ist 
aber noch nicht gegeben und wird noch dauern. Es bestehen dysfunktionale Prozesse. 
Im Verlauf eines Bauvorhabens werden von vier verschiedenen Beteiligten – Entwurfs- 
und Ausführungsplaner sowie Bauunternehmen – verschiedene Modelle aufgebaut, 
die alle keine wirklichen digitalen Zwillinge sind, sich zum Teil widersprechen und zu-
sammenwachsen müssen. Das ist aber ein ganz normaler Optimierungsprozess. Ich 
würde sagen: In wenigen Jahren ist auch diese Lücke geschlossen, sodass der An-
schluss der jetzt großräumigen Werke an die objektbezogene Planung gelingen kann. 
Das Wirken von KI für solche detaillierten, kleinräumig und in hoher zeitlicher Auflö-
sung zu verwendenden Werke wird bald, vielleicht nach einem Zeitabschnitt von etwa 
zehn Jahren, vorhanden sein. 
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Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich habe schon ein paarmal „abschließende Frage“ 
gehört und schaue in die Runde. Gibt es den Bedarf nach weiteren Fragen? – Das 
sehe ich nicht. Ich bedanke mich recht herzlich für Ihre Stellungnahmen und Ihre Zeit. 
Ich habe das Gefühl, dass wir mit dem Kapitel sehr gut vorankommen werden, weil es 
so viele Übereinstimmungen gibt. Wir sind schon ein ganzes Stück weitergekommen. 

(Beifall) 

Ich bedanke mich auch bei den interessierten Gästen der Anhörung. Hiermit ist der 
öffentliche Teil der Sitzung beendet. 

gez. Astrid Vogelheim 
Vorsitzende 
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